Jahrgang IX Nr. 18 | O kr 2. Geptemberheft 1929 


Olimaldiend 


Zweitauſend Jahre Kampf um den Rhein 


Der Heimatdienſt 


Nach der Haager Konferenz. 


Don Adolf Grabowſk y. 


Ich habe manche politiſchen Konferenzen mitgemacht, 
aber noch keine, die auch nur annähernd der Haager geglichen 
hätte. Zunächſt war ſchon die Spannung vorher ganz un⸗ 
gewöhnlich. Die Genfer Dölferbundtagungen haben, auch 
wenn wichtige Themen auf der Tagesordnung ſtehen, doch 
nicht mehr den Reiz des Außerordentlichen: ſie erſcheinen im 
Kalender wie Oſtern oder Pfingſten, und auch die Genfer Atmo⸗ 
ſphäre mit ihren großen und kleinen Kompromiſſen ift {honi ein 
gewohntes Ding geworden. Beim Haag wußte man überhaupt 
nicht, welche Luft man vorfinden würde, und gerade das hatte 
für die Wahl des Haag den Ausſchlag gegeben. Man erinnert 
ſich, wie ſehr im Juli über den Tagungsort geſtritten wurde — 
nun, man erkannte ſchließlich allgemein, daß für die wichtigſte 
Konferenz nach dem Kriege, für dieſe Konferenz, die der end⸗ 
gültigen Liquidation des Weltkrieges dienen ſollte, ein völlig 
unbelaſteter Tagungsort gewählt werden müſſe. Man hat, um 
es gleich zu fagen, in dieſer Hinficht die Wahl des Haag nicht 
zu bereuen gehabt. Auf der Konferenz wurde erzählt, Briand 
fühle ſich nicht wohl, weil die rechte Sympathie für Frankreich 
nicht vorhanden ſei. Gewiß, es war für niemanden und nichts 
ausgeſprochene Sympathie vorhanden, und gerade das war das 
Gute. Die Holländer hielten fih ſehr vorſichtig im Hinter- 
grund, ſie erwieſen ſich als ausgezeichnete Gaſtgeber, die durch 
zahlreiche Einladungen den Delegierten und der internatio⸗ 
nalen Preſſe ſchöne Stunden verſchafften, politiſch aber ſich 
hüteten, irgendwie Partei zu nehmen. Dieſe Haltung war der 
Spiegel der Haltung Hollands in der Weltpolitik: es kann in 
ſeiner exponierten europäiſchen Lage und mit ſeinen herrlichen 
indiſchen Beſitzungen nur beftehen, wenn es fich keiner Groß⸗ 
macht in die Arme wirft. Dieſe objektive Atmoſphäre wurde 
aber dadurch im Haag noch ins betont Friedliche geſteigert, daß 
ſich der auf Koſten Carnegies errichtete Friedenspalaſt mit dem 
Internationalen Schiedsgericht und dem Ständigen Gerichts⸗ 
hof des Völkerbundes in dieſer Stadt befindet. Wenn man 
nach Scheveningen fuhr, kam man meiſtens an dem roten Bad- 
ſteinbau des Palaſtes vorbei. Er ift nicht gerade geſchmacklos, 
aber in feiner Vorkriegsarchitektur auch nicht eben ſchön, und 
man kann ihn als Symbol einer Zeit nehmen, die mit noch 
recht unzulänglichen Mitteln die Friedensidee verfolgte. 
Immerhin, im Schatten des Friedenspalaſtes kann man nicht 
gut eine unfriedliche Politik machen. 


Man war auch in den erſten Tagen der Haager Konferenz 
feſt davon überzeugt, daß die Verhandlungen in nicht zu ferner 
Seit mit einem günſtigen Ergebnis ſchließen müßten. Dann 
kam der immer anwachſende Streit unter den früheren 
Alliierten über die Verteilung der Beute, und die Hartnädig- 
keit des engliſchen Schatzkanzlers brachte Krije nach Krije. 
Man kann es ſich nicht vorſtellen, wie das Barometer der 
Stimmung ſchwankte, tiefſter Peſſimismus wechjelte jäh mit 
dem urſprünglichen Optimismus, und dazwiſchen ſchlug immer 
wieder eine Mittelmeinung durch, wonach die Konferenz zwar 
nicht mit einem definitiven Ergebnis, aber doch mit einem 
Proviforium auseinandergehen würde. Noch wenige Tage vor 
dem Konferenzſchluß wurde der Witz kolportiert, die Konferenz 
ſtehe drei Tage vor ihrem Anfang. In der Tat, dieſer Kampf 
um die Quoten hätte vor Zuſammentritt der Konferenz in 
diplomatiſchen Verhandlungen beigelegt werden müſſen. Und 
doch: die Konferenz mußte mit einem wirklichen Reſultat 
enden, weil alle Hauptintereffierten, Frankreich, England, 
Italien, Belgien, aber auch Deutſchland den dringenden Wunſch 
danach hatten. Die franzöſiſche Kammer hatte das Schuld⸗ 
abkommen mit den Vereinigten Staaten nur ratifiziert, weil 
die Regierung ihr erklärt hatte, die Summen würden beſtimmt 
von Deutſchland einkommen; in England konnte es ſich gerade 
eine Sabour-Regierung nicht leiſten, mit dem Brandmal von 
der Konferenz zu ſcheiden, die Befriedung Europas ſabotiert 
zu haben; Italien und Belgien aber haben mit dem Voungplan 

ein ſo gutes Geſchäft gemacht, daß kein anderer Plan ihnen 
etwas Beſſeres beſchert hätte. Und was ſchließlich Deutſch⸗ 
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geneigt ſein könne. 


land betrifft, ſo mußten drei Erwägungen entſcheidend ins 
Gewicht fallen: die Annuität des Moungplans ift geringer 
als die des Dawesplans, das Syſtem der Pfänder und 
Kontrollen wird abgeſchafft, Deutſchland erhält alſo ſeine wirt⸗ 
ſchaftliche Souveränität wieder, und drittens erhält es auch 
durch die Räumung des Rheinlandes, die für uns die unum⸗ 
gängliche Vorausſetzung der Annahme des Voungplans war, 
aufs neue feine territoriale Souveränität. Wenn Mac Donald 
kürzlich in Genf geſagt hat, der Erfolg der Haager Konferenz 
ſei niemals fraglich geweſen, ſo hat er nur ausgeſprochen, was 
bei allem Sickzack der Verhandlungen, bei allem Peſſimismus 
des Tages doch ſtets die Gemüter der Teilnehmer bewegte: die 
Konferenz wird glücken, weil ſie glücken muß. Sein Schatz⸗ 
kanzler freilich hat ſich zeitweilig jo benommen, daß man ihn 
für ſehr viel gleichgültiger hielt. Aber das hatte vor allem 
innerpolitiſche Gründe. 

Dieſe Konferenz iſt mehr als irgendeine andere der letzten 
Seit von innerpolitiſchen Erwägungen beherrſcht worden, und 
doch hat ſich am Ende gerade hier der Vorrang der Außen⸗ 
politik vor der Innenpolitik ſiegreich durchgeſetzt. Snowdens 
Haltung iſt beſtimmt worden durch die ſehr unſichere Stellung 
des Labourkabinetts, das, wie man weiß, jederzeit im Parlament 
geſtürzt werden kann. Das erſte Kabinett MacDonald iſt vor 
fünf Jahren daran geſcheitert, daß die öffentliche Meinung 
Englands geglaubt hat, es verfolge mehr internationale als 
national⸗britiſche Ziele; das neue Kabinett wollte erweiſen, 
daß ihm ſtärker noch als der konſervativen Regierung die 
Wahrung der britiſchen Ehre und der britiſchen Selbſtändigkeit 
am Herzen liege. Es kam Snowden wirklich nicht auf die 
paar Millionen an, ſondern nur auf dies Prinzip. Auf 
gleichen innerpolitiſchen Pfaden wandelte Briand. Er erklärte 
im Haag wieder und wieder, daß er vor ſeine Kammer nicht 
treten könne, wenn er nicht das und das durchſetze, und er 
deutete dabei an, daß eine neue Regierung ſehr wohl ſcharf 
rechtsgerichtet und wenig zu friedensfreundlichen Konzeffionen 
Muſſolini wieder wollte ebenfalls aus 
innerpolitiſchen Gründen den Erfolg, den er im Voungplan 
davongetragen hatte, nicht gefährdet wiſſen. Bei ſolcher Fülle 
innerpolitiſcher Erwägungen war natürlich auch die deutſche 
Delegation genötigt, darauf aufmerkſam zu machen, daß das 
jetzige Kabinett mit unſeren finanziellen und territorialen 
Mindeſtforderungen jtehe und falle. ; 

Welches waren nun diefe Forderungen? Zunächſt haben 
wir ſehr beſtimmt hervorgehoben, daß erhöhte Fahlungen für 
uns nicht in Frage kämen. Die Belaſtung durch den Noung- 
plan ſtelle in der Tat das Außerſte dar, was uns zugemutet 
werden kann, und es iſt ſehr fraglich, ob wir ſie auf die Dauer 
werden leiſten können. Hätte die Pariſer Reparationskonferenz 
nicht unter dem Eindruck des kurz vorher ergangenen günſtigen 
Berichts des Reparationsagenten Parker Gilbert geſtanden, jo 
hätte man uns wahrſcheinlich geringere Annuitäten zugebilligt. 
Die Konferenz hat ein halbes Jahr zu früh ſtattgefunden, zu 
einer Seit, da die verſchlechterte Wirtſchaftskonjunktur 
Deutſchlands noch nicht ſo deutlich ſichtbar war. Wir mußten 
alſo den Standpunkt vertreten, daß eine Einigung unter den 
Gläubigern nicht auf unſere Koſten gehen dürfe. Die Frage 
ift nun, ob die finanziellen Fugeſtändniſſe, die Deutſchland in 
letzter Minute gemacht hat, nicht doch eine Abweichung von 
dieſem Grundſatz bedeuten. Die Oppoſition behauptet es 
und wir können uns noch auf manche Diskuſſion darüber 


gefaßt machen. In Wahrheit jedoch haben wir zwar eine Reihe 


von Sugeſtändniſſen gemacht, aber nur ſolche, die in jeder Der- 
handlung üblich ſind, um zu einem Ergebnis zu gelangen. Es 
wäre ſicherlich beffer, diefe Zugeſtändniſſe wären nicht erfolgt, 
aber unmöglich hätten wir die Konferenz daran ſcheitern laſſen 
dürfen. Unſer Hauptzugeſtändnis beſteht darin, daß wir die 
Veränderungen angenommen haben, die an den ungeſchützten 
Annuitäten des Voungplanes vorgenommen wurden, wobei je⸗ 
doch die Endſumme dieſer Annuitäten unverändert geblieben 
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iſt. Es find 42 Millionen mehr in den erſten zwanzig Jahren 
gegen eine entſprechende Herabſetzung in den letzten zwanzig. 
Gewiß, man kann die Meinung vertreten, daß die erſten 
zwanzig Jahre entſcheidend ſind, einmal, weil man heute noch 
nicht weiß, was in den letzten zwanzig geſchehen wird, dann 
aber auch, weil Deutſchland gerade in den beiden nächſten Jahr⸗ 
zehnten noch alle Mühe haben wird, zu Kräften zu kommen; 
aber man muß doch immer bedenken, daß, da die Endſumme 
unverändert bleibt, die Privatifierung und Mobiliſterung der 
ungeſchützten deutſchen Annuitäten nicht zu einem höheren Be- 
trage möglich iſt als vordem. Das ſcheint mir der maßgebende 
Geſichtspunkt. Unſere anderen Konzeſſionen, daß wir aus dem 
Überſchußbetrag des Dawesplans nichts fordern, daß wir auf 
die Erſtattung der Beſatzungsſchäden verzichten und daß wir 
zur Deckung der Koften der Beſatzungsarmeen und Kom- 
miſſionen nach dem 1. September beitragen, ſind weit weniger 
bedeutſam. Sicherlich hätten wir eine erkleckliche Summe für 
die Beſatzungsſchäden erhalten können, aber wir haben auch 
bei der Räumung der erſten Sone gejehen, zu welchen unan⸗ 
genehmen Weiterungen dieſer ganze Rechnungsprozeß führt. 
Noch heute behaupten die Engländer, ſie hätten bei dieſer Ge⸗ 
legenheit zu viel gezahlt, und das hat eine gewiſſe Verſtim⸗ 
mung bei ihnen zurückgelaſſen. Außerdem ſtreichen die 
Alliierten ihrerſeits die Dorfchüffe, die Deutſchland zur Be- 
gleichung der Beſatzungsſchäden durch den Reparationsagenten 
überwieſen wurden. In bezug auf die Beſatzungskoſten nach 
dem 1. September aber wird ein gemeinſamer Fonds von 
60 Millionen gebildet, in den Deutſchland ein für allemal 
30 Millionen Goldmark zahlt, es hat alſo nur die Aufbringung 
von 50 v. H. dieſes Fonds übernommen und hat dabei die 
Sicherheit, daß Frankreich, ſchon damit es nicht nachträglich 
mehr als veranſchlagt zu zahlen hat, fih mit der Räumung 
beeilen wird. 

Dieſe Räumung hat bis Ende Juni 1950 auf jeden Fall 
vollkommen beendet zu ſein. Deutſchland hatte einen Termin 
ein paar Monate früher vorgeſchlagen, Frankreich einen 
Termin ein paar Monate ſpäter, man hat ſich auf die Mitte 
geeinigt und hat immer noch die Genugtuung, daß das Rhein⸗ 
land viereinhalb Jahre früher frei wird als im Derfailler Der- 
trage vorgeſehen; ganz abgeſehen davon, daß Frankreich fich 
bis in die neueſte Seit immer wieder einmal auf den Stand- 
punkt geſtellt hat, der Lauf der Räumungsfriſten habe über⸗ 
haupt noch nicht begonnen. Gewiß, die zweite Sone hätte 
ohnehin im Januar 1950 geräumt werden müſſen und ſie wird 
nur ein Vierteljahr früher frei, aber es iſt niemals zu ver⸗ 
geffen, daß die dritte Jone die bei weitem wichtigſte ift. Dabei 
iſt die berüchtigſte Commission de conciliation et de con- 
statation beſeitigt, und dies ift nun eine Konzeſſion, die 
Briand gemacht hat, größer als irgendeine von deutſcher Seite. 
Aber Differenzen in der Auslegung der Artikel 42 und 43 des 
Verſailler Vertrages, das heißt über Vorgänge in den ges 
räumten und entmilitarifierten Gebieten des Rheinlandes, ent- 
ſcheidet nun keinerlei neue Hommiſſion, vielmehr nur die im 
Locarno⸗Vertrag geſchaffenen Organe der deutſch⸗franzöſiſchen 
und der deutſch⸗belgiſchen Vergleichskommiſſion mit un- 
verändertem Verfahren und unveränderten Befugniſſen. Wenn 
die Oppofition behauptet, die ſtändigen Vergleichskommiſſionen 
des Locarnopertrages hätten bisher Kontrollbefugniffe gemäß 
Art. 42 und 45 des Derfailler Vertrages (Entmilitariſterung 
des Rheinlandes) micht gehabt, vielmehr fei für Entmilitari⸗ 
ſierungsfragen nur der Dölkerbundsrat nach Art. 4 des Los 
carnovertrages zuſtändig geweſen, ſo ſteht dieſe Auffaſſung ins⸗ 
beſondere mit dem Wortlaut von Art. 1 des Schiedsabkommens 
(Anlagen B und C des Locarnovertrages) in vollem Wider- 
ſpruch, zumal wenn man bedenkt, daß der Locarnovertrag 
ſeinem Weſen und feiner Entſtehung nach im Kern ein Rhein- 
pakt iſt und daß bei allen Rheinpaktbeſtrebungen ſtets die Ent⸗ 
militarifierung des Rheinlandes einen der wichtigſten Punkte 
bildete. Im Haag hat fih Briand noch eine Feitlang an den 
Gedanken geklammert, es könnten die beiden Locarno-HKommiſ⸗ 
fionen zu einer einzigen zuſammengelegt werden, aber auch das 
ift vereitelt worden. Veben dieſen Kommiffionen fteht es 
beiden Teilen frei, den Völkerbundrat anzurufen, deffen Be- 


fugniſſe nach Artikel 215 des Derfailler Vertrages ebenfalls 
unverändert bleiben. Wird auch nur von einer Macht gemäß 
Artikel 4 des Locarnopaktes an den Völkerbundrat appelliert, 
jo beſteht die Möglichkeit, daß damit die Dergleichstom- 
miſſionen ausgeſchaltet werden. 


Briand hat ſich ſogar ſoweit überwunden, daß er in der 
Schlußſitzung der politiſchen Kommiſſion der Haager Kon- 
ferenz am 29. Auguſt erklärt hat, niemals habe Frankreich 
daran gedacht, eine Militärkontrolle über das Rheinland zu er⸗ 
richten, und er verſtehe ſehr wohl die Ablehnung, die auf 
deutſcher Seite der Kontrollgedanke erfahren habe. Es iſt kein 
Sweifel, daß Briand dieſe Außerung getan hat, um neben der 
Großzügigkeit der Engländer in der Räumungsfrage — 
namentlich iſt hier die Energie des Außenminiſters Henderſon 
zu erwähnen — nicht allzu kleinlich zu erſcheinen. War ſchon 
die Kontrollkommiſſion, auf die man fich fo ſehr geſpitzt hatte, 
nicht durchzudrücken, ſo wollte man wenigſtens gute Miene zum 
böſen Spiel machen. 


Ein für uns günſtiges Ergebnis iſt darin zu erblicken, 
daß die Trabanten Frankreichs, namentlich Polen und die 
Tſchechoſlowakei, auf der Haager Konferenz überhaupt 
keine Rolle ſpielen. Es iſt möglich, daß der polniſche 
Außenminiſter Faleſki wegen der verhältnismäßig ſchnellen 
Rheinlandräumung und des Derzichts auf die Kontroll- 
kommiſſion noch recht große Unbequemlichkeiten zu beſtehen 
haben wird; und er wird fo vielleicht das ausbaden müſſen, 
was Briand konzediert hat. Die polniſche Preſſe iſt bereits an⸗ 
gefüllt mit Klagen, daß mit dieſen Konzeffionen ein wichtiger 
Schutz gerade Polens dahin ſei. Es iſt zu vermuten, daß 
Saleſki im Haag Briand in der von ihm gewünſchten Richtung 
unabläſſig bearbeitete, aber nur mit dem Erfolg, daß am 
Schluſſe der Konferenz in einem nichtsſagenden offiziellen 
Kommunigqus feſtgeſtellt wurde, daß zwiſchen Frankreich und 
Polen nach wie vor engſtes Einvernehmen herrſche und daß 
Frankreich Zuſicherungen zum Vorteil der wirtſchaftlichen 
Entwicklung Polens gemacht habe. 


Bleibt noch die Saarfrage. Es wird der deutſchen Delega⸗ 
tion vorgeworfen, es ſei in der Bereinigung des Saarproblems 
gar nichts im Haag geſchehen. Nun kann man nach Abſchluß 
der Konferenz ruhig jagen, daß nur Dorbereitendes in diefer 
Frage erwartet werden konnte, nichts Entſcheidendes, denn fie 
gehört nun einmal nicht in den Komplex der Probleme, die mit 
dem Voungplan unmittelbar in Verbindung ſtehen. Aber 
es iſt doch ſchließlich erreicht worden, daß Frankreich nahe, 
wahrſcheinlich ſchon in kürzeſter Friſt beginnende Der- 
handlungen mit Deutſchland über die Saar konzediert hat. 
In der Tat, es iſt eine Frage, die zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich allein gelöſt werden muß. Und fie wird gelöft 
werden, dafür bürgt die Tatſache, daß Frankreich ſich nicht 
einer kataſtrophalen Niederlage bei einer Volksabſtimmung 
1955 ausſetzen wird. Es weiß genau, daß ihm das Saarbecken 
politiſch verloren iſt, und es will nur noch dies Gebiet von 
800 000 konſumkräftigen Einwohnern als Abſatzgebiet für 
franzöſiſche Induſtriewaren erhalten wiſſen. Dies iſt ihm der 
ſpringende Punkt, wogegen die Kohlenproduktion des Saar- 
beckens für Frankreich erheblich zurücktritt. Mit anderen 
Worten: die Saarfrage iſt, wenn man ſie genau betrachtet, gar 
keine politiſche Frage mehr, ſondern nur noch ein Wirtſchafts⸗ 
problem, und auch nur ein partielles Wirtſchaftsproblem. Wir 
beftehen freilich darauf, daß es baldigſt gelöſt wird, weil die 
Liquidierung des Krieges mit der Löſung der Saarfrage erſt 
wirklich vollſtändig ift. Inſofern hängt nun doch das Saar⸗ 
problem, wenn es auch mit dem Voungplan nichts zu tun hat, 
mit der Haager Konferenz eng zuſammen. Die Regelung der 
Saarfrage hat ſich unter allen Umſtänden an den Haag anzu⸗ 
ſchließen. 

Damit die Abmachungen der Rheinlandräumung in Kraft 
treten, iſt die Ratifizierung der finanziellen Beſtimmungen 
durch das deutſche und das franzöſiſche Parlament notwendig, 
aber nur durch dieſe beiden Parlamente. Auch iſt keine Rede 
mehr davon, daß zuerſt einmal der ungeſchützte Teil der Annui⸗ 
täten mobiliſtert ſein muß oder auch nur der auf Frankreich 


319 


Der Heimatdienft 


DT RT EEE N EEE REN ET EEE FR EEE EDEN EINE EEE TE TE NEE EN 


entfallende Teil diefer Annuitäten. Mit Sicherheit ift darauf 
zu rechnen, daß ſowohl im deutſchen wie im franzöſiſchen 
Parlament heftige re dä gegen die Haager Abmachungen 
wie gegen den Voungplan zum Ausdruck kommen wird. Fn- 
deffen, die Swangsläufigteit der Derhältniffe wird ſchließlich 
in allen beteiligten Parlamenten die erforderlichen Mehr- 
heiten ſchaffen. 

Im Haag verzichtete man fo gut wie ganz auf öffentliche 
Sitzungen, aber die geheimen, die man abhielt, waren nun 
nicht einmal geheim. Bald wurden große, bald kleine Kom⸗ 
muniques darüber veröffentlicht, bald unterrichteten die Preſſe⸗ 
chefs der Delegationen ihre Journaliſten, bald veranſtaltete ein 
Miniſter einen Empfang und gab mehr oder weniger offizielle 
Erklärungen. Schließlich aber hielt man auch kaum noch 
mehr Geheimkonferenzen ab, ſondern alles löſte ſich auf in 


private und privateſte Beſprechungen. Dazu die Rieſen⸗ 
haftigkeit des Haager Weichbildes, zu dem auch Scheve⸗ 
ningen gehört. Derjtreut wohnten die Delegationen, verſtreut 
die Journaliſten. Der Binnenhof als allgemeiner Der- 
ſammlungsort wurde immer mehr ausgeſchaltet, ſelbſt in Vor⸗ 
orten oder auf Wagenfahrten fanden wichtige Beſpre⸗ 
chungen ſtatt. 

Wenn unter dieſen Umſtänden ein doch noch leidliches Er⸗ 
gebnis im Haag zuſtande kam, an dem nur teckmiſche Einzel⸗ 
heiten, wie vor allem die Organiſation der Bank für inter- 
nationale Zahlungen, noch fehlen, jo ift das ein letzter Beweis 
für die innere Notwendigkeit eines poſitiven Ausgangs. Wir 
wollen aber auch nicht die Arbeit der deutſchen Delegation 
vergeſſen, die, mit dem Reichsaußenminiſter an der Spitze, 
herausgeholt hat, was irgend herauszuholen war. 


Der Nhein iſt keine Grenze. 


Von Karl Schwendemann. 


Wenn man vergleichend deutſche und franzöſiſche Ge 
ſchichte ſtudiert, ift man immer wieder beeindruckt zu jehen, mit 
Welcher 5 und 5 ſich die franzöſiſche 
Entwicklung vollzogen hat 


die deutſche Linie verläuft. 
Almlich eindrucksvoll iſt 
auch die Einheitlichkeit der 
Geſichtspunkte, unter dem 
die franzöſiſche Geſchichts⸗ 
ſchreibung die Geſchichte 
Frankreichs ſieht und die 
ſtarke Verſchiedenheit der 
Blickrichtung der deutſchen 
ala lee und 

deren gerade in neueſter 
Seit vielfach ſich ändernde Einſtellung. Wirklich, Frankreich 
war glücklicher als Deutſchland! In unvergleichlich günſti⸗ 
gerer geographiſcher Lage, hat es als erſte der europäiſchen 
Nationen die nationale Einheit gefunden und immer nur einige 
wenige, durch die Jahrhunderte feſtgehaltene außenpolitiſche 
iele gehabt. Daß dieſe Ziele, die keiner jo 
klar formuliert hat wie Richelieu in ſeinem 
berühmten politiſchen Teſtament, auch ferner 
feſtgehalten werden, immer von neuem 
dem Bewußtſein der Nationen lebendig 
werden und bleiben, dafür ſorgt die franzöſi⸗ 
jhe Geſchichtsſchreibung vom umfangreichen 
wiſſenſchaftlichen Werk bis zur politiſchen 
Streitſchrift und zum kleinen Lehrbuch für 
die Schulen. Dies zu beobachten, haben wir 
Deutſche, die wir ſo ſpät, auf Umwegen und 
höchſt unvollſtändig, unſere nationale Einheit 
gefunden haben, und die wir, in der Mitte 
Europas wohnend, nach den verſchiedenſten 
Seiten hin unſere Aufmerkſamkeit ver⸗ 
teilen müſſen, allen Grund. Es tut uns 
not, uns über Grundlegendes bei unſeren 
Nachbarn klar zu werden und zu ſein, um 
dadurch in die Lage zu kommen, hinter dem 


Ruinen der PEE 25 Seier 


Einige Notizen aus neuen franzöſiſchen Büchern follen zur 
Verdeutlichung dienen. Es handelt ſich um drei Werke ganz 
verſchiedenen Charakters, um den kürzlich erſchienenen 
IX. Band der „Histoire de la Nation Frangaise‘ von Gabriel 
Hanotaux, die „Histoire diplomatique“ von René Pinon, 
ferner um ein Buch des früheren franzöſiſchen Geſandten im 
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Karl der reg 
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wechſelnden Bilde der politiſchen Tagesereigniſſe die großen 
Sielrichtungen zu erkennen. 


Haag, Charles Benoiſt, Des Lois de la Politique Frangaise“ 
(1927, Paris, fayard), und um ein kleines bei dem Militär- 
verlag Charles Lavauzelle in Paris im Oktober vorigen Jahres 


und wie gebrochen daneben pee 


Slawien, Germanien, PR 


Gallien und Rom arlo des Großen * 
huldigen Kaifer Otto III. Sa Nash ene Münſter (Münſter) 


erſchienenes Lehrbuch „Memento d'instruction militaire géné- 
rale à l'usage des jeunes gens suivant les cours de la pré- 
paration militaire supérieure“. Es ift eindrucks⸗ 
voll, die Einheitlichkeit der Einſtellung in dieſen 
drei Büchern zu konſtatieren, wenn ſie die 
Frage der franzöſiſchen Grenzen, beſonders der 
franzöſiſchen Oſtgrenze, behandelt. Sie find fich 
darüber einig, daß Frankreichs Blick immer 
nach dem Rheine gerichtet war und gerichtet 
ſein mußte, und daß der Sinn der franzöſiſchen 
Außenpolitik immer der Erreichung der natür⸗ 
lichen Grenzen Frankreichs geweſen ſei. Die 
natürliche Grenze Frankreichs im Oſten ſei 
aber der Rhein. So ſetzt uns Pinon ausein- 
ander, wenn man die Linienführung der fran« 
zöſtſchen Oſtgrenze, wie ſie in den verſchiedenen 
Friedensverträgen zwiſchen 1515 und 1919 
fixiert würden, auf der Karte übereinander⸗ 
lege, habe man den Eindruck des Tretens 
auf der Stelle und könnte meinen, die 
Anſtrengungen, die zu ſo geringen Er⸗ 
gebniſſen geführt hätten, feien eigentlich umſonſt“ ge⸗ 
weſen. Das ſei aber völlig falſch, denn die Tatſache, ob 
Frankreich am Rheine oder nicht am Rhein geweſen fei, fet ein 
wichtigerer Erfolg als das Vorgehen oder Zurüdweichen um 
50 km. An anderer Stelle ſetzt Pinon die den Franzoſen ja 


ganz geläufige Theorie, von den ſeit zwei Jahrtauſenden ſich 


immer wiederholenden Einfällen aus dem Often auseinander, 
und fagt, wenn die Franzoſen den Rhein erreicht hätten, 
hätten fie das immer getan mit dem Gefühl, ihre hiftorifche 
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europäifhe Ordnung und 
die weitliche Swilifation zu 
verteidigen. „Daß Frank⸗ 
reich am Rheine iſt, iſt die 
weſentliche Bedingung eines 
friedlichen Gleichgewichts in 
Europa“, ruft Pinon aus. 
Charles Benotft fegt in den 
einleitenden Kapiteln ſeines 
genannten Buches dieſelbe 
Rheintheorie auseinander 
und erklärt, die magne⸗ 
tiſche Anziehungskraft des 
Rheines auf die fran- 
zoſen mit dem unbefrie⸗ 
digten Sicherheitsbedürfnis des franzöſiſchen Volkes. „Es ift 
eine abſolut feſtſtehende Wahrheit, daß im Nordoſten der 
Rhein unſere einzige natürliche Verteidigung iſt.“ Von dieſem 
Standpunkt kritiſiert er den Verſailler Vertrag, der die Grenze 
— von 1870 wiederhergeſtellt habe, 
Pr > 2 die aber nur die ſchlechte und 
. perfide Grenze von 1815 ge 
weſen ſei. Nicht einmal als mili⸗ 
täriſche Grenze habe Frankreich 
1919 den Rhein erreicht, des- 
halb müſſe es auch in Zukunft 
ebenſo wie in den früheren Jahr⸗ 
hunderten der franzöſiſchen Ge- 
ſchichte eine klare und entſchloſ⸗ 
ſene Politik der Grenze geben. 
Schließlich das „Memento d’in- 
struction militaire générale“, 
Damit hat es eine befondere Be- 
wandtnis. Handelt es fich bei 
* = i 33 um ein 3 
Aus ſchnitt aus dem großen Hombild ſchichtswerk im Rahmen der 
7 vielleicht umfangreichſten und 
repräſentativſten Geſchichte Frankreichs und bei Charles 
Benoift um die Bekenntniſſe eines in Wiſſenſchaft, Politik und 
Diplomatie während eines langen Lebens erfolgreich tätigen 
Mannes, ſo iſt das kleine Memento ein Lehrbuch für die fran⸗ 
u EEE ee IREEN 4 5 Jugend, die auf den 
riegsdienſt vorbereitet wird. 
Die in den letzten Jahren 
durchgeführte franzöſiſche 
Heeresorganiſation ſieht be- 
kanntlich in einem beſon⸗ 
deren Geſetzentwurf die mili⸗ 
täriſche Jugenderziehung vor, 
um dadurch die Herabſetzung 
der aktiven Dienſtzeit auf ein 
Jahr auszugleichen. Für dieſe 
militäriſche Jugendvorberei⸗ 
tung, deren zweites Stadium 


Oer Hellige - Orel- Könige Schrein um 1300 


7 


el. 8 52 _ Katz um 1500 
die Préparation militaire supérieure mit dem 16. Sebensjahr be- 
ginnt, iſt das Memento, offenſichtlich im Auftrag des für die 
militäriſche Jugendvorbereitung zuſtändigen franzöſiſchen Kriegs⸗ 


miniſteriums, geſchrieben. Es bringt 


— — 


Jan Willem in Hüſſeldorf 


Aufgabe zu erfüllen und die 


langen Beſetzungszeit doch 


als ſtärker erwieſen hat als 


(S. 42 f.) einen Abſchnitt 
über die Geographie mit Be⸗ 
trachtungen über die franzö⸗ 
ſiſchen Grenzen. Auch hier 
wird der Rhein als die na⸗ 
türliche Grenze Frankreichs 
bezeichnet. Es wird darauf 
leängewieſen, daß die Grenze 
von 1919 alle großen Fluß- 
täler durchſchneide, daß der 
Rhein im Often Frankreichs 
das einzige, wirklich große 
indernis ſei, und daß ein 
Feind, der ihn einmal überſchritten habe, auf dem Wege nach 
Paris kein natürliches Hindernis von Bedeutung mehr finde. 
Die Einheitlichkeit der Auffaſſung der zitierten Auße⸗ 
rungen ſpricht für fich felbft, Man braucht wenig hinzuzu- 
fügen. Man darf jedoch dar- s 
an erinnern, mit welcher 
Hartnäckigkeit auf der Der- 
ſailler Friedenskonferenz die 
Franzoſen um die Rhein- 
grenze unter dem Motiv der 
Sicherheit gekämpft haben, 
und wie ſte ſchließlich doch nur 
die 15jährige Beſetzung und 
die Entmilitariſierung er- 
reichen konnten. Wie die 
Dinge liegen, hat Frankreich 
zwar micht die politiſche, wohl 
aber die militäriſche Grenze nicht nur bis an den Rhein, ſondern 
noch 50 km jenſeits des ſelben vorgeſchoben. Wie zäh es an feinen 
hiftorifchen Zielen feſthält, haben wir eben im Haag wieder 
erlebt, wo es gegen die vorzeitige Rheinlandräumung eine 
Dauerkontrolle im Rheinland ä 
einzutauſchen verſuchte, glück ⸗ 
licherweiſe ohne Erfolg. 
Wenn in wenigen Monaten 
das Rheinland beinahe fünf 
Jahre vor der im Verſailler 
Vertrag feſtgeſetzten Friſt 
von den Franzoſen geräumt 
werden muß, dürfen wir mit 
Befriedigung konſtatieren, 
daß dieſe Beſetzung, die ja 
nur gefordert wurde, weil 
man die Abtrennung des 
Rheinlandes vom Reiche nicht 
erreichen konnte und weil 
man hoffte, während der 
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Blüchers Übergang üb. d. Rhein bei Kaub 


noch irgendwie zum Siele Bectpooeng Geburtshaus 
zu gelangen, daß dieſe Be⸗ sebi 
ſetzung in der großen 

zöſiſchen Rheinpolitik ein 
der nationale Einheitswille 


Linie der hiſtoriſchen fran- 
Derfager geweſen iſt, daß 
des deutſchen Volkes fidh 
der eingewurzelte Traum 
Franzoſen von den natür⸗ 
lichen Grenzen im Often. Aber 
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täuſchen wir uns nicht. Dieſer Traum iſt nicht ausgeträumt. 
Die angeführten Sitate aus neueſter franzöſiſcher Literatur 
zeigen es. Es wird noch des Erlebniſſes von ein bis zwei 
Generationen des franzöſiſchen Volkes bedürfen, um dieſen 
Traum wirklich zum Verſchwinden zu bringen, des Erlebniſſes 
nämlich, daß der deutſche Nationalſtaat breit über den Rhein 
hinübergreift, und daß der Rhein keinerlei natürliche Grenze, 
ſondern die wichtigſte Lebensader des deutſchen Organismus iſt, 
daß er Deutſchlands Strom und nicht Deutſchlands Grenze iſt. 
Das iſt auch der Sinn des Vertrages von Locarno. Die Artikel 42 
und 45 des Derfailler Vertrages über die entmilitariſierte 
Aheinlandzone find, in dieſer Linie geſehen, die letzte Ariſtalli⸗ 
fierung der franzöſiſchen Rheinpolitik. Sie find für alle jene in 
Frankreich, für die der Rheintraum noch Lebenswahrheit be- 
ſitzt, geradezu eine Verſuchung, wie ja die Beſtrebungen nach 
einer Kontrollkommiſſion im Rheinland nur zu deutlich zeigen. 
Wurde diefe Kommiſſion nicht immer wieder von Paul Bon⸗ 


cour, dem langjährigen Vertreter Frankreichs in der Vor⸗ 
bereitenden Abrüſtungskommiſſion des Völkerbundes, im 
Inteveſſe des Abrüſtungsgedankens gefordert? Man darf ge⸗ 
ſpannt fein, ob fie bei künftigen Abrüftungsverhandlungen 
nicht wieder aus der Derfentung, in der fie jetzt im Haag ver⸗ 
ſchwinden mußte, hervorgezogen werden wird! Für Deutſch⸗ 
land ergibt ſich aus dem Geſagten jedenfalls, daß es auch eine 
Grenzpolitik im Weſten haben muß. Der Vertrag von Locarno, 
der uns die Grenze, wie fie der Derfailler Vertrag gezogen 
hat, garantiert, war der Grundſtein zu ihr. Die Befreiung 
des Rheinlandes iſt ein weiterer Schritt. Territorialen Aſpi⸗ 
rationen im Sinne der franzöſiſchen Rheinpolitik iſt damit ein 
Riegel vorgeſchoben. Wir müſſen aber konſtatieren, daß wir 
zum Unterſchied von Frankreich am Rheine keine genügende 
Sicherheit beſitzen, ſolange die Abrüſtung nur deutſch und nicht 
allgemein ift und eine entmilitarifierte Zone nur auf der deut- 
ſchen Seite beſteht. 


Weltpolitik in Genf. 


Die diesjährige Völkerbundstagung in Genf ſcheint 
einen beſonderen Charakter zu tragen, nicht deshalb, weil 
die alljährliche Herbſtverſammlung des Völkerbundes dies⸗ 
mal zum zehntenmal zuſammentrat oder weil im Lauf 
der Tagung die feierliche Grundſteinlegung eines Dölfer- 
bundspalaſtes vorgenommen wurde. Auch nicht aus dem 
Grunde, weil niemals bisher eine ſo große Fahl von Mit⸗ 
gliedſtaaten ihre Delegierten entſandt haben oder weil der er⸗ 
wählte Präſident dieſes Staatenparlaments, der Vertreter 
El Salvadors in Paris, Herr Guerrero, nicht weniger 
als fünf Miniſterpräſidenten und 24 Außenminiſter be⸗ 
grüßen durfte. 

Der Charakter der diesjährigen Tagung liegt in der Tat- 
ſache begründet, daß diesmal die allgemeinen Probleme der 
Ausgeftaltung des Völkerbundes, daß Fragen von weltpolis 
tiſcher Bedeutung anklingen, und nicht Sonderfragen auf der 
Tagesordnung ftehen, die nur das eine oder andere Mitglied 
intereſſieren. 5 

Von dieſer Einſtellung waren auch die Reden der drei 
führenden Staatsmänner Englands, Frankreichs und Deutſch⸗ 
lands beherrſcht. Schon der engliſche Miniſterpräſident 
Macdonald hatte mit ſeiner Rede der Tagung einen 
kräftigen Auftrieb gegeben. Denn eine von Ideen getragene 
Politik wirkt immer in Verſammlungen, deren innerſter 
Beruf es iſt, die politiſche Entwicklung über das Einzelinter⸗ 
eſſe hinauszuführen. Seine Rede, ein Meiſterwerk der 
Sammlung, der Wirkungsficherheit und Wortbeherrſchung, 
war das Bekenntnis eines großzügigen Friedensfreundes. 
Freundlich feine Geſte, mit der er Beutſchlands Eintritt in 
den Völkerbund gedachte, den er ſelbſt vor fünf Jahren in 
der Dölkerbundsverſammlung in einer berühmten Rede 
forderte. Elegant und taktvoll die Art, wie er auf die be⸗ 
ginnende Räumung des Rheinlandes hinwies. Geſchickt, 
aber ſchwankend ſeine Stellungnahme zur Abrüſtung, die man 
allgemein als das Kernftüd feiner Rede bezeichnete. Schwan⸗ 
kend inſofern, als er zwiſchen der franzöſiſchen Auffaſſung 
vom Primat der Sicherheit und der Forderungen Deutſch⸗ 
lands und der neutralen Staaten, die in der Verminderung 
der Rüſtungen eine Dorausfegung für die Erlangung der 
Sicherheit ſehen, fih nicht eindeutig entſchied. Beachtens⸗ 
wert auch die Anregung, die beiden Artikel der Dölker- 
bundsſatzung, die dahin ausgelegt werden können, daß der 
Krieg gewiſſermaßen als letztes Mittel international noch 
erlaubt fei, abzuändern und zu moderniſieren. Alles in allem 
entrollte MacDonald ein großzügiges Programm der Welt⸗ 
politik und ſchloß mit einem ſtarken Bekenntnis für die 
Möglichkeit einer weitgehenden internationalen Fuſammen⸗ 
arbeit auf dem Boden der gegenſeitigen Selbſtachtung der 
Völker. An die Stelle des Rüſtungsgedankens müſſe das 
Vertrauen treten und das gegenſeitige Derftändnis, damit 
eine neue Aera des internationalen Suſammenlebens bald 
heraufgeführt werden könne. : 

Der franzöfifche Miniſterpräſident Briand war in 
feiner Rede gewiſſermaßen der Gegenpol Mac Donalds, nur 
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wußte er mit noch größerem rhetorifchen Glanz und mit 
einer eleganten Gewandtheit der Sätze die Sparſamkeit an 
konkreten Einzelheiten zu verſchleiern. Schon die Ent- 
fchloffenheit, mit der die neue engliſche Regierung im Haag 
und in Genf die geiſtige Führung der Weltpolitik an ſich 
genommen hat, konnte natürlich auf die Ausführungen des 
franzöſiſchen RKedners nicht ohne Wirkung bleiben, jo daß 
Briands Rede ein matter Epilog im Gefolge des Tonangebers 
MacDonald war. Hatte dieſer die internationalen Recht- 
ſprechungsorgane in den Mittelpunkt geſtellt, ſo betonte 
Briand demgegenüber die Notwendigkeit von Sanktionen. Was 
man beſonders von ihm erwartete, eine genaue Umſchreibung 
ſeiner europäiſchen Pläne, blieb aus. Auch er ſchloß mit 
einem hinreißenden Bekenntnis zum Frieden, indem er mit 
größter Eindringlichkeit aufforderte, die Jugend für den 
Frieden zu erziehen. 

Batten die beiden Reden Mac Donalds und Briands die 
bisherige Tagung in Spannung gehalten, ſo wurde dieſe 
zweifellos noch durch die programmatiſchen Darlegungen 
geſteigert, die Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann in 
Anknüpfung an die gleichfalls grundlegenden Ausführungen 
feiner Vorredner machte. Der deutſche Standpunkt zu den 
Aufgaben und Problemen des Dölkerbunds wurde eindeutig 
feſtgelegt. 

Die Bedeutung der Rede liegt nicht nur in ihren ein⸗ 
zelnen Feſtſtellungen auf den verſchiedenen weltpolitiſchen 
Gebieten, ſondern vor allem auch in der Tatſache, daß durch 
ſie der Abſchluß einer Epoche und der Beginn einer neuen 
gekennzeichnet wird. Die abgeſchloſſene iſt die Periode des 
Kampfes um Einzelheiten, des Bemühens um eine feft- 
legung oder Erfchütterung von Rechten und Anſprüchen, die 
aus dem Kriege und den Friedensverträgen hervorgehen. 
Was Dr. Streſemann jetzt fordert und eindrucksvoll als den 
Pflichtenkreis des Völkerbundes umreißt, ift eine aufbauende, 
konſtruktive Arbeit, wie fie Geiſt und Satzung des Dölker⸗ 
bundes vorgezeichnet haben. Ohne daß die Gedankengänge 
Mac Donalds und Briands im ganzen und als erſchöpfende 
Programme akzeptiert werden, legt Deutſchlands Vertreter 
die beiden führenden Staatsmänner der großen Weſtmächte 
auf eine Zuſtimmung feft, die zu einer ſolchen Aufbauarbeit 
mit zum Teil ſehr weitgehender Sielſetzung von ihnen erteilt 
worden iſt. 

Streſemann ſpricht ſeinerſeits nicht von Dereinigten 
Staaten Europas, aber von einer europääiſchen Wirta 
ſchaftseinigung, er ſpricht von dem Widerſinn, der 
es bei der Schaffung neuer Staaten verſäumt hat, ſie dem 
wirtſchaftlichen Syftem Europas einzufügen. Er unterſtreicht 
die grundſätzlichen Ausführungen Mac Donalds zum 
Minderheitenreht, für deffen Behandlung er ein 
beſonderes Organ fordert, eine ſtändige Minderheitenkom⸗ 
miſſion, für die die Zuſtimmung der beiſpielgebenden Schweiz 
3. B. vorliege. Er ſtellt die Abrüſtung als das Mittel zur 
Sicherung gegen den Krieg heraus, indem er dafür eine neue 
Formel prägt, mit der fih wohl auch die franzöſiſche Auf- 


Der Heimatdienft 


a YRS ESEA ASEE EAT ESETI AEON EAER A IL MAAR TONER FE A EEE ET NET FT 


faſſung in dieſer Frage einverftanden erklären könnte: die 
Verhinderung der Kriegsmöglichfeit (durch Verträge und 
Schiedsgerichtsbarkeit), die allgemeine Abrüſtung als Folge 
dieſer Berhütung und durch eine fortſchreitende Entwicklung 
auf friedlichem Wege die Verhinderung einer Erſtarrung 
aller Fuſtände. Er begrüßt in dieſem Sinne die von 
Macdonald angekündigte Flottenverſtändigung als einen 
greifbaren Fortſchritt, dem eine ernſthafte Verwirklichung der 
Abrüſtung zu Lande folgen müſſe. Auch für die Bedeu- 
tung des Kelloggpaktes findet Dr. Streſemann in 
Übereinſtimmung mit feinen Vorrednern treffliche Worte, 
und er zieht aus ſeiner Verwirklichung die Honſequenz, daß 
die Dölferbundsfagung ſelbſt nun in Harmonie mit dieſem 
neuen Rechtsinſtrument gebracht werden müſſe. 3 Nach 
deutſcher Auffaſſung greift dieſe Reformnotwendigkeit über 
die beiden Artikel 12 und 15 des Statuts hinaus; und wenn 
der Reichsaußenminiſter den franzöſiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten Briand als Zeugen dafür aufruft, daß hier Lücken vor⸗ 
liegen, ſo nimmt er zugleich der franzöſiſchen Auffaſſung der 
Vergangenheit den Wind aus den Segeln, derzufolge das 
Schwergewicht der Kriegsverhütung in der Vorbereitung 
eines Krieges gegen einen angeblichen Angreifer liege. „Der 
Krieg läßt ſich nicht dadurch verhüten“, fo 
hält Streſemann demgegenüber, „‚daß man den Krieg 
gegen den Krieg vorbereitet, ſondern nur da 
durch, daß man ſeine Urſachen beſeitigt“. 

Dr. Streſemann hat die Haager Konferenz zum Aus- 
gangspunkt ſeiner Darlegungen genommen. Er hat in kluger 
Formulierung gezeigt, welche Bedeutung die Rheinland- 
räumung für die Entwicklung des Völkerbunds hat, und wie 
wichtig auch im Intereſſe des Dölferbunds die Rückkehr des 
Saargebiets zu Deutſchland und die Herſtellung völliger 
deutſcher Staatshoheit iſt. Er hat die Ergebniſſe im Haag 
als einen entſcheidenden Markſtein auf dem Wege zur Der- 
ſöhnung und zum Zuſammenwirken der europäiſchen Völker 
angeſprochen. Er hat aus ihr die Konfequenzen gezogen und 
zugleich die deutſchen Grundgedanken der künftigen inter⸗ 
nationalen Zufammenarbeit gekennzeichnet. Es war eine 
Rede, die grundſätzlich und fachlich die Dölferbundsarbeit auf 
den richtigen Weg brachte. 

Hatte Briand in ſeiner Rede ſeine Gedanken eines 
europäiſchen Staatenbundes nur ſkizzenhaft an- 
klingen laſſen, ſo ſuchte er dieſe in einer Ausſprache mit den 
Führern der Abordnungen der zur Völkerbundstagung ver- 
ſammelten europäiſchen Staaten anläßlich eines Frühſtücks 


zu vertiefen. In einer ſpäteren Verlautbarung kam zum 
Ausdruck, daß die Vertreter dieſer Staaten die Möglichkeit 
begrüßen, die europäiſchen Derhältniffe auf eine geſundere 
und einträglichere Grundlage zu ſtellen. Sie bitten den fran⸗ 
zöſiſchen Miniſterpräſidenten, die Gedanken, die im Laufe der 
Ausſprache geäußert worden ſind, zu Papier zu bringen und 
fie den Regierungen zugehen zu laſſen. Die Regierungen 
ſollen, wenn fie ſich dazu veranlaßt fühlen, ihre Bemerkungen 
an die franzöſiſche Regierung richten. Auf der Grundlage 
dieſer Ausſprache foll bei der nächſten Zuſammenkunft im 
September 1950 in Genf weiter verhandelt werden. Damit 
ift die Konftitution der Vereinigten Staaten von Europa bis 
auf weiteres Frankreich zu getreuen Händen übergeben worden. 

Daß die diesjährige Völkerbundsverſammlung mit ihren 
weltpolitiſchen Problemen das Programm des gleichzeitig 
tagenden Dölferbundsrates faſt völlig überſchattet, 
nimmt nicht weiter wunder. Und doch war für Deutſchland 
auch hier eine Frage von beſonderer Bedeutung, nämlich 
die vertragswidrige Derſchmelzung des 
Mandatgebietes Deutſch⸗Oſtafrika mit den 
oſtafrikaniſchen Kolonien Englands Mit 
Erfolg hat ſich der deutſche Außenminiſter, unterſtützt von 
dem italieniſchen Ratsmitglied Scialoja, gegen die Auffaſſung 
des engliſchen Außenminiſters Benderſon gewandt, indem 
Streſemann noch einmal die Grundlage des ganzen Mandats- 
ſyſtems hervorhob, daß die Mandatsgebiete ſelbſtändige inter⸗ 
nationale Einheiten ſind, hinſichtlich deren die Mandatsmächte 
dem Völkerbund als dem Mandanten Rechenſchaft ſchuldig ſind. 

Bei der Wahl der nichtſtändigen Ratsmit⸗ 
glieder erhielten von 155 abgegebenen Stimmen Polen 50, 
Südſlawien 42 und Peru 56. Polen ift demnach wieder ⸗ 
gewählt, Südſlawien tritt an die Stelle Rumäniens als An- 
E der Kleinen Entente und Peru an die Stelle von 


Und ſchließlich wurde die bereits vor drei Jahren ge⸗ 
machte Anregung auf Antrag Dr. Streſemanns wieder auf⸗ 
genommen und einſtimmig angenommen, die ordent- 
lichen Ratstagungen von vier auf drei Tagungen im 
Jahre herabzuſetzen. Unter Dorbehaltung der Ein⸗ 
berufung außerordentlicher Tagungen in dringenden Fällen 
wird demnach der Dölferbundsrat das nächſtemal nicht im 
Dezember, ſondern erſt Mitte Januar zuſammentreten, die 
Frühjahrstagung findet erft Mitte Mai ſtatt und die Sommer- 
tagung wird mit der Herbittagung zuſammengelegt, die jeweils 
drei Tage vor der Völkerbundsverſammlung beginnen wird. 


Wirtſchaft und Wiſſenſchaft. 


Von Dr. phil. nat. Friedrich Deſſauer, o. ö. Profeſſor a. d. Univerſität Frankfurt am Main. 


Der Zuſammenhang zwiſchen Forſchung und Wirtſchaft 
ift weder im Volk, noch überall in den verantwortlichen 
Kreiſen hinreichend klar. Immer wieder kehren Wirtſchafts⸗ 
führer und Gelehrte mit tiefen Sorgen vom Ausland heim, 
wenn ſie erleben, wie etwa in den Vereinigten Staaten plan⸗ 
mäßig der wiſſenſchaftliche und techniſche Unterbau der Wirt⸗ 
ſchaft gefördert wird. Eine Million in Forſchungen geſteckt, 
kann eine wirtſchaftliche Auswirkung von Hunderten und 
aber Hunderten Millionen haben. Solche Fälle find in der 
Vergangenheit mehrfach eingetreten. Erfindungen, wie die 
Gewinnung des Stickſtoffs aus der Luft oder erfolgreiche 
Methoden der tieriſchen, pflanzlichen und menſchlichen 
Seuchenbekämpfung, bedeuten eine Verbeſſerung der natio- 
nalen Wirtſchaft um Milliarden. Die Amerikaner wiſſen das, 
und dieſer Gedanke iſt dort im Bewußtſein des ganzen 
Volkes lebendig; allenthalben iſt die Sympathie des Volkes 
pie Forſchungen zugewandt. Es wird darin nicht gejpart, 

usgaben für Forſchungen der Naturwiſſenſchaft und Technik, 
die fih dann wirtſchaftlich auswirken können, finden all- 
gemeines Verſtändnis. Wir aber bleiben zurück und kommen 
ins Schlepptau konkurrierender Länder, weil die Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen Forſchung und Wirtſchaft im Bewußtſein der 
Öffentlichkeit und der Regierung nicht lebendig genug zu fein 
ſcheinen. Wir haben neben unſeren Univerſitäten unſere 


techniſchen und landwirtſchaftlichen Hochſchulen, die Jn- 
ſtitution der Notgemeinſchaft der Deutſchen Wiſſenſchaft und 
die Kaifer Wilhelm⸗Inſtitute. Wir haben deren Etat an- 
geſichts unſerer Wirtſchaftskriſe nicht etwa geſtärkt, was 
allein logiſch und richtig geweſen wäre, ſondern gekürzt. 

Ich will an einigen Beiſpielen andeuten, welche wirt⸗ 
ſchaftlichen Auswirkungen die Forſchungen haben, die an 
ſolchen Stellen gepflegt werden und die wir, wie erwähnt, 
beſchneiden, ſtatt fie aufs höchſte zu entfalten. Die Kaifer 
Wilhelm⸗Geſellſchaft hat das große chemifche Inſtitut, 
das fih u. a. mit Selluloſeforſchungen und ſolchen über Auf- 
ſchließung des Strohes als Nahrungsmittel beſchäftigt, wäh⸗ 
rend das gleichfalls das große Phyſikaliſch⸗Chemiſche Inſtitut 
die Stickſtoffgewinnung aus der Luft — neben anderem — 
betreibt. In Mülheim und Breslau find die Mohleforſchungs⸗ 
inftitute. Wer eine Ahnung von dem Problem der künftigen 
Kohlenwirtſchaft in der Welt hat, weiß, daß unter Um⸗ 
ſtänden Hunderte von Millionen von den Ergebniſſen ab⸗ 
hängig ſind. Das gleiche gilt von dem Düſſeldorfer Eiſen⸗ 
forſchungsinſtitut, von dem Inſtitut für Metallforſchung in 
Dahlem, dem Faſerſtoffinſtitut, dem Lederforſchungsinſtitut, 
dem Silikatforſchungsinſtitut. In Göttingen betreibt Deutſch⸗ 
land das zur Seit ſicher angeſehenſte Strömungsforſchungs⸗ 
inſtitut der Welt. Es ift ſicher, daß die zukünftige Groß⸗ 
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luftſchiffahrt, insbeſondere der Transozeanflug, von den Er⸗ 
gebniſſen dieſes Inſtituts in erſter Linie mit abhängt. Wer 
Eckeners Bericht über den Amerikaflug des Seppelins ge- 
leſen hat, weiß, daß der entſcheidende Grund, warum dieſer 
Seppelin den Transozeandienſt noch nicht ſouverän verſehen 
kann, in dem Widerſpruch ſeiner Geſtalt mit den Ergebniſſen 
der gerodynamiſchen Forſchungen beruht. Es ift meine per- 
ſönliche Überzeugung, daß in nicht ferner Seit der trans⸗ 
ozeaniſche Flugſchiffdienſt etwas Reguläres ſein wird. Aber 
es iſt auch meine Überzeugung, daß daran in erſter Linie die⸗ 
jenige Nation beteiligt ſein wird, die das Gebiet wiſſen⸗ 
ſchaftlich und techniſch am beſten beherrſcht. 

Das Inſtitut für Waſſerkraft und Waſſerbau, das Sonn⸗ 
blick⸗Gbſervatorium mit dem Siel der langfriſtigen Wetter⸗ 
vorausſage für die Landwirtſchaft haben unmittelbare wirt⸗ 
ſchaftliche Auswirkung, wenn ihre Forſchungen zum Siele 
führen. Das gleiche gilt vom Biologiſchen Inſtitut, wo die Der- 
erbung bei Pflanzen und Tieren, die Züchtung, die Immuni⸗ 
tät und die Seuchenbekämpfung erfolgreich durchforſcht 
werden. Ein eigenes Tabakinſtitut in Dahlem pflegt die 
Qualitätserhöhung der Produkte durch die Behandlung der 
Sorten. Die Inſtitute für Arbeitspfychologie find gleichfalls 
von großer wirtſchaftlicher Auswirkung. Die Hydro -Bios 
logiſche Anſtalt in Plön durchforſcht die rationelle Bewirt⸗ 
ſchaftung der Seen zwecks Steigerung des Fiſchereiertrags. 
Noch größer iſt die wirtſchaftliche Bedeutung des entomolo- 
giſchen Inſtituts in Dahlem und des Süchtungsinſtituts in 
Müncheberg, wo die Bekämpfung der Inſektenſchädlinge, die 
Süchtung verbeſſerter Getreide-, Kartoffel-, Obſt und Gemüſe⸗ 
ſorten gepflegt wird. 

Das find Beiſpiele aus der Arbeit der Kaifer. Wilhelm- 
Geſellſchaft, die eigene Inſtitute betreibt. Die Notgemeinſchaft 
der deutſchen Wiſſenſchaft dient dem gleichen Siel mit anderen, 
aber mindeſtens ebenſo zweckmäßigen Methoden. Wo immer 
ein Forſcher, der ſich ausweiſen kann, in Deutſchland unter⸗ 
wegs ift, auf feinem Gebiet etwas Weſentliches zu finden, 
kann er ſich an die Notgemeinſchaft wenden. Die Notgemein⸗ 
ſchaft unterſtützt Hunderte von Arbeiten unter dauernder Kon⸗ 
trolle durch gelehrte Kommiſſionen, und ich könnte manche 
Seite damit ausfüllen, um Ihnen in etwa zu zeigen, was hier 
alles im Gange iſt und Ausſichten für wirtſchaftliche Aus⸗ 
wirkungen eröffnet. 

Unter den Aufgaben befinden ſich außer denen, die ich im 
Suſammenhang mit den Kaifer Wilhelm⸗Inſtituten erwähnt 
habe, noch andere. Einige Beiſpiele! Die Metallforſchung zielt 


unter vielem anderen auf die Verwertung unſerer heimiſchen 


Erze ab. Wir wiſſen alle, daß wir in einem metall- 
armen Lande wohnen, inſofern als unſere Erze ertrags⸗ 
arm find. Gelingt es, rationelle Methoden zur Der- 
hüttung unſerer ſchwachen Erze zu finden, ſo bedeutet das für 
die nationale Wirtſchaft eine überaus große Erleichterung. 
Das gleiche gilt, wenn es uns gelingt, unſere Walzerzeugniſſe 
zu verbeſſern und einige entſcheidende Probleme der Gießerei⸗ 
kunde zu löſen, Schürfungsmethoden zur Auffindung von 
Lagerſtätten von Kohle, Erzen, Glen auszufinden. Der Hoch- 
druckdampf, die Derbrennungsmotoren drängen geradezu zur 
Löſung gewiſſer Probleme, von denen die Wirtſchaft in einem 
Umfang abhängt, von dem ſich ſehr wenige eine Dorftellung 
machen. 

Ganz beſonders entfaltet ift die Pflege, die die Not- 
gemeinſchaft ſolchen mediziniſchen und hygienifchen 
Forſchungen angedeihen läßt, die ſich wirtſchaftlich auswirken. 
Unter etwa 20 großen Aufgaben dieſer Art nenne ich die 
Unterſuchungen über Typhus, Krebs, Syphilis, Tuberkuloſe, 
Kropf und Gewerbekrankheiten, die darauf abzielen, metho- 
diſch dieſe Krankheiten womöglich auszurotten, und die er⸗ 
nährungsphyfiologifchen Pflanzenſtudien, von deren Ergeb- 
niſſen wirtſchaftlich buchſtäblich Milliarden abhängen. Die 
Elektrotechnik, insbeſondere die Hochſpannungselektrotechnik, 
die Strahlungsforſchung und viele andere Gebiete ſtellen 
eben ſolche Anforderungen an die Notgemeinſchaft. Ich will 
jetzt die Beiſpiele nicht weiter vermehren. Die Wirtſchaft ſieht 
ſich in ihrer Notlage überall nach Hilfe um und wendet ſich 
an den Staat um Steuererleichterungen, Hinsnachläſſe, Kredit- 
hilfe, Exportförderungen. Aber an die Stelle, aus welcher 
eine entſcheidende große Hilfeleiftung kommen kann, an die 
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Forſchung, wird verhältnismäßig am wenigſten gedacht. Das 
zeigt Rüdftändigfeit unſeres Denkens in dieſer Beziehung. 

Wir haben in dieſem Notſtandsjahr den Etat beſchnitten 
und dabei auch Sachausgaben gekürzt. Das iſt im allgemeinen 
ein ſchlechtes Mittel, wie wir wiſſen. Den Bau von Kanälen 
einzuſtellen, Luftfahrt, Eifenbahn, Straßenbau ungenügend zu 
fördern, das iſt alles ſchlecht; aber man mußte es machen, und 
man kann es vielleicht wieder einholen. Wenn man aber die 
Forſchung vernachläſſigt, auf der die Wirtſchaft beruht, in 
Deutſchland mehr als in irgendeinem anderen Lande, nicht nur 
die Induſtriewirtſchaft, ſondern auch Landwirtſchaft und 
Gewerbe, wenn dadurch Entdeckungen oder Erfindungen, deren 
Wirtſchaftswirkung groß ift, in anderen Ländern gemacht 
werden, wenn wir infolgedeſſen an Konkurrenzfähigkeit er⸗ 
lahmen, Gegenſtände einführen, die wir ausführen ſollten, 
dann gibt das Schäden, die ſich unter Umſtänden gar nicht 
wiedergutmachen laſſen. 

Natürlich gehört zu dieſem Aufgabenkreis auch die 
Pflege der Reichsanſtalt, des Patentamts, der Forſchungs⸗ 
erpeditionen, ſoweit fie wirtſchaftlich ausgiebige Ergebniſſe 
verſprechen. Kürzlich erſchien ein ſehr beachtenswertes Gut- 
achten der amerikaniſchen Sachverſtändigen über die Er- 
zeugungs⸗ und Abſatzverhältniſſe der deutſchen Dieh- und 
Milchwirtſchaft. Darin ſteht unter anderem recht Beachtlichen 
eine Bemerkung über die Verbreitung der Ergebniſſe der land⸗ 
wirtſchaftlichen Forſchung und des landwirtſchaftlichen 
Wiſſens unter den Menſchen, die es angeht. Die Amerikaner 
ſagen da dem Sinne nach, daß zwar in Deutſchland ganz wert⸗ 
volle Forſchungen gemacht werden, daß fie aber nicht aus- 
gewertet werden, weil ſie manchmal überhaupt nicht gedruckt 
werden, oder, wenn ſie gedruckt werden, den Landwirten nicht 
zugänglich ſind, oder, wenn ſie ihnen zugänglich ſind, ſo wiſſen⸗ 
ſchaftlich abgefaßt find, daß fie niemand verſteht. Die Umeri- 
kaner ſagen wörtlich: „Die Berichte müſſen in anſprechender 
Art abgefaßt und allgemeinverſtändlich ſein“. Genau das 
gleiche gilt ganz allgemein für unſere wirtſchaftlichen Jn- 
formationen. Wir wiſſen ſchon eine ganze Menge, und die 
Enquete hat unſer Wiſſen ganz gewaltig vermehrt; nur es 
kommt nicht immer dahin, wo es wirkt, oder doch zu ſpät 


oder in zu ſchwerfälliger Fo 


rm. 

Der wirtſchaftliche Nachrichtendienſt beſchafft zwar ziem- 
lich viel gutes Material, aber ich könnte mir denken, daß man 
es. viel anſprechender, wirkſamer unter den Wirtſchafts⸗ 
menſchen Deutſchlands verbreiten und dadurch nutzbarer 
machen könnte, als es jetzt geſchieht. 

Aber das iſt nur eine Seite des wirtſchaftlichen Er⸗ 
ziehungsproblems. Die ſehr ernſten Mißſtände in Bedürfnis- 
bildung und Konfum, von denen mit Recht fo häufig ge⸗ 
ſprochen wird, ſind eine Folge mangelnder Wirtſchafts⸗ 
erziehung des deutſchen Volkes. Das deutſche Kind müßte in 
der Schule ſchon erfahren, daß fein Schickſal von dem Ju- 
ſtande der deutſchen Wirtſchaft abhängt, und daß jeder Menſch 
für die Wirtſchaft ſeines Landes Mitverantwortung trägt. 
Wenn ich unnötige Luxuswaren aus dem Auslande kaufe, ſo 
berührt dieſes Tun nicht nur mich ſelbſt, ſondern ich ſchädige 
Es ift gar kein Zweifel, daß in den 
wirtſchaftlichen Zeitideen die individualiſtiſche Tendenz, nach 
der der einzelne mit ſeinem Vermögen tun kann, was immer 
er mag, gegenüber der gefellfchaftlichen zurückweicht. Wir 
werden uns immer mehr bewußt, daß unſere Wirtſchaftsſchick⸗ 
ſale ineinander verflochten ſind. Das geſellſchaftliche Denken 
führt dahin, daß jeder als ſozialer Schädling ſchließlich 
empfunden wird, der mit unſerer Wirtſchaft irgendwelchen 
privaten Unfug treibt. Wenn Kartelle, worüber immer 
wieder erneute Klagen kommen, ihre Macht ungerecht aus- 
nutzen, ſo ſchädigen ſie nicht nur den Konkurrenten, den ſie 
unterdrücken wollen, ſondern unter Umſtänden ſehr ſchwer die 
deutſche Wirtſchaft. Wenn die Konfumenten, nicht genügend 
durch Schule, öffentliche Meinung, Tagesliteratur angeleitet, 
duch ihren Konſum die Produktion, den Handelsverkehr 
ſchädlich beeinfluſſen, ſo zahlen wir alle daran mit. Er⸗ 
zieheriſcher Einfluß im Sinne der Wirtſchaftskooperation 
muß auf die deutſche Offentlichkeit ausgeübt werden in dem 
Sinne, daß jeder Bürger feine Verantwortung als Wirtſchafts⸗ 
menſch erfahre, daß er über Zuſammenhänge aufgeklärt werde, 
die ihm bisher entgingen, daß er allmählich lerne, wie er ſich 
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27. März 1919. 
Die deutsche Regierung erklärt, die Landung der pol- 
nischen Armee des Generals Haller in Danzig nicht verant- 
worten zu können. Sie beruft sich auf die 
Vorkommnisse bei der Gewährung freien 
Geleits für den polnischen Ministerpräsi- 
denten Paderewski, der unter grober Ver- 
leizung der gewährten Gastfreundschaft 
auf deutschem Boden in Posen das 
Zeichen zum Aufruhr und Bürgerkrieg ge- 
geben und bei seiner Anwesenheit in 
Danzig im Dezember 1918 gesagt habe: 
„Wenn die polnischen Divisionen aus 
Frankreich und Italien erst einmal in 
Danzig sind, so werden Danzig und 
ganz Westpreußen polnisch werden.“ 
Der Durchmarsch der polnischen Armee 
Hallers werde zum Bürgerkrieg zwischen 
der polnischen Minderheit und der deut- 
schen Mehrheit in Westpreußen führen und 
die schwache deutsche Ostfront gegen 
die Bolschewisten gefährden. Dagegen sei 
die deutsche Regierung bereit, die Lan- 
dung der Armee Haller in Stettin, Königs- 
berg, Memel oder Libau und ihre Be- 
förderung nach Polen mit allen Kräften 
zu unterstützen. 


. — Ursprüt Demarkationslinie. 
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Vertrages Forliseizung) 


4. April 1919, 
Abkommen über den Durchzug derHaller- 


Armee durch Deutschland 


Der Durchzug soll nicht über 
Danzig weichselaufwärts, sondern 


auf folgenden Wegen stattfinden: 


1. Stettin — Kreuz — Posen — War- 
schau; 


2. Pillau — Königsberg und Memel — 
Korschen — Lyck — Grajewo; 


3. Koblenz — Kassel — Halle — Koti- 
bus — Lissa — Kalisch und Frankfurt 
— Bebra — Leipzig — Koflbus — 
Lissa — Kalisch. 


Deutschland gewährleistet die Sicher- 
heit dieser Transportwege, die Alli- 
ierten werden dafür sorgen, daß die 
Truppen auf dem Transport durch deut- 
sches Gebiet alles unterlassen, was Un- 
ruhe in der Bevölkerung hervorrufen 
könnte. i 


Die Alliierten beanspruchen zunächst 
nur die unter der Nr. 3 genannten Trans- 
portwege. 


IV. Die Vorfriedenskonferenz 
der alliierten und assoziierten Mächte in Paris). 


27. November 1918. 


In einem Schreiben an den Ministerpräsidenien 
Clemenceau fordert Marschall Foch: „Auf dem linken 
Rheinufer kann es keine neutralen Staaten 
geben. Die gesamte Bevölkerung dieses Gebietes muß 
imstande sein, die Waffen zu ergreifen, um der 
deuischen Gefahr zu begegnen (h. Es wird Sache 
des Friedens sein, die politische Organisation dieser Be- 
völkerung, die durch das Schicksal des kontinentalen 
Westens gebunden ist, zu ordnen und aus ihnen verhältnis- 
mäßig unabhängige Staaten zu bilden. Trotzdem muß diese 
Organisation darauf abzielen, daß diese Bevölkerung im 
gegebenen Augenblick eine antideutsche poli- 
tische Haltung einnimmt und sich an einer gegen 
Deutschland gerichteten militärischen Unternehmung be- 
keiligt . . it 

29. November 1918, 


Der französische Botschafter in Washington überreicht 
der amerikanischen Regierung einen „vorläufigen Plan“ der 
bei den Friedenspräliminarien zu behandelnden Fragen. 
Danach sollen die vier Großmächte nach Ankunft Wilsons 
in Paris unter sich die Bedingungen vereinbaren, die 
den Feinden „ohne jede Diskussion mit ihnen“ auferlegt 
werden sollen. „Die rasche Festsetzung der Friedens- 
präliminarien mit Deutschland wirft die Frage seiner künf- 
ligen Verfassung auf.“ „Wir sind an der Förderung des 
Föderalismus interessiert sowie daran, ihm . .. eine feste 
Grundlage zu geben, indem wir durch die Klauseln des 
Vertrages die Kundgebungen der Uneinigkeit fördern.“ 
— Der Kongreß müsse zunächst die konkreten Abmachungen 
über den Krieg und dann die Organisation des Völker- 
bundes behandeln. Eine Verquickung der beiden Fragen 
empfehle sich nicht, weil „der Feind kein Recht hal, die 
Bedingungen, die ihm von den Siegern auferlegt werden, zu 
erörtern“, während zu den Verhandlungen über die Grund- 
sähe des Völkerbundes sämtliche Völker, auch die feind- 
lichen, zugelassen werden sollen. Die Grundsäße Wilsons 
seien „ihrem Charakter nach nicht genügend fest bestimmt, 


3 1) Der amtliche Name der Konferenz lautet: „Conférence des Préliminaires 
e Paix“, 


um als Grundlage für ein konkreies Abkommen über den 
Krieg angenommen zu werden“, sie würden aber hinsichtlich 


des Abkommens über den Völkerbund „ihre volle Kraft 


wiedergewinnen“, „In sämtlichen früheren Kongressen haben 
die Vereinbarungen eines Vertrages .. als Basis gedient, 
während der Kongreß von 1919 vorläufig keine 
feste Basis besitzt. In der Tat können weder die vier 
mit Bulgarien, Osterreich-Ungarn, der 
Türkei und Deutschland unterzeichneien 
Waffenstillstandsverträge . . . noch die 14 Vorschläge des 
Präsidenten . .. eine konkrete Basis für die Arbeiten des 
Kongresses liefern.“ „Der Kongreß könnte sich endlich, 
wie das mitunter auch in der Vergangenheit geschehen ist, 
der Anrufung einiger der großen, auf Gerechtigkeit, 
Moral und Freiheit hinzielenden Grundsäke . . . unterziehen: 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, Recht der Minder- 
heiten, Aufhebung sämtlicher früherer Sonderverein- 
barungen, Erklärung, daß das Staals- und Kolonialgebiet, 
wie es die Alliierten am 1. August 1914 besaßen, nicht be- 
rührt werden soll, feierliche Verwerfung sämtlicher Ver- 
letzungen des Völkerrechts und der humanitären Grundsäbße 
und Disqualifizierung der feindlichen Delegierten, die ge- 
brochene Vertragsinstrumente unterzeichnet haben oder 
persönlich für Verlekungen des Völkerrechis oder für Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit verantwortlich sind.“ 


29. November 1918. 


Lloyd George erklärt in einer Wahlrede, Deutschland 
müsse die Kriegskosten bis zur Grenze seiner Leistungs- 
fähigkeit zahlen. 

10. Januar 1919, 


Marschall Foch richtet an die Bevollmächtigten der 
alliierten und assoziierten Mächte eine ausführliche Note, 
in der er „die Frage der Wesigrenze Deutschlands 
unter dem Gesichtspunkt der militärischen 
Sicherheit der alliierten und assoziierfen 
Mächte“ behandelt und zu folgenden Forderungen 
gelangt: 5 

„Fortan muß der Rhein die militärische Westgrenze der 
deutschen Völker bilden; dem Deuischen Reich muß am 
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linken Rheinufer jede Eintritispforte, jeder Waffenplaß, d. h. 
jede Landeshoheit genommen werden, mit 
einem Wort, jede Möglichkeit, wie im Jahre 1914 rasch in 
Belgien und Luxemburg einzufallen, . . . Nordfrankreich zu 
erobern und gegen Paris vorzudringen. . .“ „Daraus folgt: 
1. Der militärische Zutritt zu den linksrheinischen Gebieten 
und die politische Propaganda!) in ihnen muß 
Deutschland völlig versagt, ja es müssen diese Gebiete 
vielleicht durch eine militärisch-neutrale Zone auf dem 
rechien Ufer gedeckt werden. 


2. Die militärische Besetzung der linksrheinischen 
Gebiete muß durch alliierte Streitkräfte sichergestellt 
werden. 

3. Den linksrheinischen Gebieten müssen die erforderlichen 
Absasgebiete für ihre wirtschaftliche Tätigkeit gesichert 
werden, und zwar dadurch, daß sie mit den übrigen 
Weststaaten durch ein gemeinsames Zollsystem ver- 
bunden werden.“ 


„Unter diesen Bedingungen kann man gemäß dem all- 
gemein anerkannten Grundsatz der Freiheit der Völker die 
Bildung neuer unabhängiger Staaten am 
linken Rheinufer, die sich unter den obenentwickelt=n 
Vorbehalten selbst verwalten, ins Auge fassen. Die Bildung 
solcher Staaten wird, unterstütkt von einer festen natürlichen 
Grenze, dem Rhein, allein es ermöglichen, Westeuropa den 
Frieden zu sichern.“ 


12. bis 17. Januar 1919. 

Vorbesprechungen für die Vorfriedens- 
konferenz. Der „Rat der Zehn“ übernimmt die Leitung 
der Konferenz. In ihm sind vertreten: Frankreich durch 
Clemenceau und Pichon, England durch Lloyd George 
und Balfour, Italien durch Orlando und Sonnino, Ver- 
einigte Staaten durch Wilson und Lansing, Japan 
durch Chinda und Matsui. 

Zur Geschäftsordnung bestimmt der Rat der Zehn u. a., 
daß die Presse außer den durch das Redaktionskomitee 
festgestellten Kommuniqués keine auf die Arbeiten der 
Konferenz bezügliche Informationen veröffentlichen, und 
daß die Bevollmächtigten keine Enthüllungen machen 
dürfen. DamitistPunktider14Punkte Wilsons 
auker Krafł gesetzt. Um die hierüber sehr erregten 
Pressevertreier zu beruhigen, sagt der „Rat der Zehn“ die 
Zulassung der Presse zu den Vollsizungen grundsäßlich zu. 


18. Januar 1919, 


Eröffnungssitzung der Konferenz. Prä- 
sident Poincaré eröffnet die Konferenz mit einer Anklage- 
rede gegen die Mittelmächte, denen er die alleinige Schuld 
am Ausbruch des Krieges zuschiebt, während er Frankreich 
und alle seine Verbündeten von jedem Anteil an der 
Schuld freispricht. Nachdem er den Welikrieg als einen 
Kampf der durch Frankreich und seine Verbündeten ver- 
tretenen Idee der Gerechtigkeit gegen die durch die Mittel- 
mächte vertretene Idee der unbeschränkten Gewalt hin- 
gestellt hat, preist er den Sieg der Alliierten als einen Sieg 
des Rechts. „Dieser Sieg ist vollständig... .. und es kommt 
Ihnen jest zu, im Interesse der Gerechtigkeit aus 
diesem vollen Siege die vollen Folgerungen zu 
ziehen... lm Lichte der moralischen und politischen 
Wahrheiten Wilsons „beabsichtigen Sie Ihre Mission zu er- 
füllen. Sie werden daher nur die Gerechtigkeit suchen.“ 
Die Gerechtigkeit fordere „Restitution und Repa- 
ration für die Völker und für die Individuen, die beraubt 
und mißhandelt worden sind“, sowie „die Bestrafung 
der Schuldigen und wirksame Bürgschaften 
gegen eine tätige Wiederkehr des Geistes, der sie verderbt 
hat“. „Zu gleicher Zeit... werden Sie eine allgemeine Liga 
der Nationen aufrichten, die eine höchste Bürgschaft gegen 
neue Anschläge auf das Völkerrecht bilden wird.“ — „Vor 
48 Jahren, genau auf den Tag, am 18. Januar 1871, wurde 
das Deutsche Reich von einer Invasionsarmee im Schloß 
von Versailles ausgerufen. Es empfing seine erste Weihe 
durch den Raub zweier französischer Provinzen. Es war 
somit schon in seinem Ursprung befleckt, und durch den 
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Fehler seiner. Begründer trug es in sich den Todeskeim. 
In Ungerechtigkeit geboren, hat es in Schmach geendet. 
Sie sind versammelt, um das Übel guizumachen, das es 
angerichtet hat, und um seine Wiederkehr zu verhüten. Sie 
halten in Ihren Händen die Zukunft der Well...“ — Auf 
Wilsons Vorschlag wird Clemenceau zum ständigen Prä- 
sidenten der Konferenz gewählt. 


23. bis 30. Januar 1919. 


Der Rat der Zehn verhandelt über die Verteilung 
der deutschen Kolonien. Nachdem er grundsäklich 
beschlossen hat, die Kolonien nicht an Deutschland zurück- 
zugeben, fordern die Premierminister der englischen 
Dominien die Annexion der von ihnen besekten Kolonien, 
die Franzosen die Annexion von Togo und Kamerun, die 
Japaner die Annexion der deuischen Rechte in der chine- 
sischen Provinz Schantung (Kiautschou) und allen ehemals 
deutschen Inseln im Stillen Ozean nördlich des Aquafors. 
Wilson bekämpft zwar zunächst diese eilige „Verteilung 
der Beute“ unter den Großmächten und bekämpft bis 
zuletzt die nackte Annexion, läßt sich dann aber doch für 
Lloyd Georges Vorschlag gewinnen, der die deutschen über- 
seeischen Besikungen den Mächten, die sie zur Zeit besckt 
halten, als Mandataren des Völkerbundes zuweist. Dabei 
wird zwischen zwei. Arten von Mandaten unterschieden: in 
Mittelafrika (Deutschostafrika, Kamerun, Togo) übernimmt 
der Mandatar die Verwaltung unter gewissen humanitären, 
militärischen und handelspolitischen Bedingungen, Südwest- 
afrika und die Inseln des australischen Stillen Ozeans 
werden „nach den Geseßen der Mandatare und als inie- 
grierender Bestandteil ihres Gebietes“ verwaltei, was auf 
eine dürftig verschleierte Annexion hinausläuft. 


25. Januar 1919, 


Zweite Vollsitzung der Konferenz. Die 
Bildung eines Völkerbundes, dessen Sakung als Haupt- 
bestandteil in den allgemeinen Friedensvertrag aufgenommen 
werden soll, wird grundsäßlich gebilligt. 


4. Februar 1919. 


Der amerikanische Nahrungsmittelkontrolleur Herbert 
Hoover schreibt an Wilson: „Die Franzosen haben durch 
Hintertreibung jeder von uns vorgeschlagenen finanziellen 
Maßregel für die Versorgung Deutschlands mit Lebens- 
mitteln bisher jeden Schritt der von uns seit drei Monaten 
versprochenen Nahrungsmittelversorgung vereitelt, indem 
sie uns zu zwingen suchen, Deutschland Geld zu leihen.“ 


7. Februar 1919. 


Der von Loucheur (Frankreich) präsidierte Ausschuß für 
die Entwaffnung Deutschlands erstattet folgenden Bericht 
„Loucheur-Berich#“): Die deutsche Armee soll so- 
fort (mit Wirkung bis Friedensschluß) auf 25 Infanterie- und 
5 Kavalleriedivisonen herabgesekt werden und nur eine 
genau bestimmte Menge von Kriegsgerät behalten. Alles 
überschüssige Kriegsgerät ist abzuliefern. Deutschland darf 
während des Waffenstillstandes die Herstellung von Kriegs- 
gerät nicht fortseßen, Als sicherste Methode für die Durch- 
führung dieser Bestimmung wird die Kontrolle gewisser 
deutscher Munitionsfabriken durch alliierte Sachverständige 
sowie die Fortschaffung oder Zerstörung von Spezial- 
maschinen empfohlen. „Es ist jedoch notwendig, der Mög- 
lichkeit vorzubeugen, daß Deutschland, nachdem die 
Alliierien die Besekungsarmee verringert haben, solcher 
Kontrolle Hindernisse in den Weg legen und die Herstellung 
von Kriegsgerät wieder aufnehmen kann.“ Als eine wirk- 
same Garantie empfiehlt der Bericht die Besekung des 
Ruhrgebietes, „Die Wichtigkeit dieser Gegend ist... so 
groß, daß es für Deutschland, nachdem es einmal entwaffnet 
ist, praktisch unmöglich sein würde, wieder zu den Waffen 
zu greifen, wenn es über dieses Gebiet keine freie Ver- 
fügung besist. Die Verhinderung der Ausfuhr der Haupt- 
erzeugnisse dieser Gegend nach den unbesekten deutschen 
Gebieten würde ferner vom wirtschaftlichen Standpunkte 
aus die einschneidendsten Folgen nach sich ziehen. Falls 
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die allgemeine Munitionskontrolle gestört oder unerlaubte 
Herstellung festgestellt wird, würde der Handel zwischen 
dem besekten und unbesehen Gebiete verboten werden. 


7. Februar 1919. 

Von England unterstüßt, lehnt Wilson im Rat der Zehn 
den „Loucheur-Bericht“ als ein „Programm der Panik“ ab. 
10. Februar 1919. 

Im Ausschuß zur Feststellung der deutschen finanziellen 


Verpflichtungen vertreten alle Mächte mit Ausnahme der 


Amerikaner die Auffassung, daß Deutschland alles zahlen 
müsse, was der Krieg gekostet habe: Sach- und Personen- 
schäden und Kriegskosten. Der Vertreter der Ver- 
einigten Staaten, Mr. Dulles, erklärt: „Wir haben 
kein unbeschriebenes Blatt vor uns, sondern ein Blatt, das 
einen Text enthält, an dessen Fuße die Unterschriften von 
Wilson, Clemenceau, Orlando und Lloyd George stehen. Die 
Vereinigten Staaten schlagen daher vor, daß wir von 
Deutschland alle Reparationen fordern, aber nur diejenigen, 
die in dem mit Deutschland vereinbarten Vertrag über die 
Friedensbedingungen festgelegt sind.“ Der französische 
Finanzminister Klotz entgegnet: „Sie sprechen von einem 
Vertrag. Ich kenne nur einen, den die Alliierten und 
Deutschland unterzeichnet haben, den Waffenstillstand. 
Dort lese ich: ‚Reparation der Schäden, unter dem Vor- 
behalt jeder weiteren Forderung der Alliierten und der Ver- 
einigien Staaten.‘ Ich schließe daher einerseits, daß es 
keinen Vertrag gibt, nach dessen Bestimmungen man auf 
die Einziehung der Kriegskosten verzichtet hat, andererseits, 
daß der Waffenstillstandsvertrag einen Vertrag darstellt, 
nach dessen Wortlaut das Recht auf diese Einziehung aus- 
drücklich vorbehalten ist.“ Im Laufe der Debatte bemerkt 
der serbische Vertreter Protitch, daß Wilsons 14 Punkte 
nur Deutschland, nicht aber die anderen Kriegführenden 
verpflichteten. Dulles hält seinen Standpunkt aufrecht. 
Der Ausschuß beschließt, die Enischeidung des Zehner- 
rats herbeizuführen. 


11. Februar 1919. 

Im Völkerbundsausschuß wendet sich Wilson 
gegen den von Léon Bourgeois vertretenen französischen 
Plan, einen mit dem Recht der Inspektion versehenen 
Völkerbundsgeneralstab und eine Völkerbundsstreitmacht 
einzurichten. Er erblickt in dem Plan nur eine Methode, an 
Stelle „des nationalen Militarismus den internationalen 
Militarismus“ zu sehen. Zum Inspektionsrecht des Völker- 
bundsgeneralsiabs erklärt er: „Keine Nation wird in eine 
Kontrolle willigen — was uns Amerikaner anbelangt, so ver- 
bietet uns unsere Verfassung, in eine Kontrolle zu willigen.“ 


12. Februar 1919. 


Clemenceau fordert im Zehnerrai, daß den Deut- 
schen bei der Erneuerung des Waffenstillstandes neue (auf 
die Leistung von Reparationen hinauslaufende) Bedingungen 
auferlegt werden sollen. Wilson fordert, daß man die 
endgültigen militärischen und maritimen Bedingungen fest- 
lege und den Deutschen überreiche, um zur sofortigen und 
vollständigen Entwaffnung Deutschlands und auch zur so- 
fortigen Demobilisierung der verbündefen Armeen schreiten 
zu können. Clemenceau, der „förmlich vor ‚Wut 
schäumte“, wirft Wilson vor, daß er „die Frage in einem 
akademischen, theoretischen und dokirinären Licht“ sehe; er 
(Clemenceau) kenne die Deutschen; er habe zu nichts Ver- 
trauen als zu einem Militärfrieden, den man ihnen auferlegen 
müsse, sowie zu einer lange währenden, von militärischer 
Gewalt unterstüßten Kontrolle. — Auf Balfours Vorschlag 
beschließt der Rat der Zehn, den Waffenstillstand ohne 
neue finanzielle Bedingungen auf unbestimmte Zeit zu er- 
neuern und die endgültigen Entwaffnungs- 
bestiimmungen sofort in Form eines Präli- 
minarfriedens festzulegen und den Deut- 
schen zu überweisen. 


13. Februar 1919. 


Der Völkerbundsausschuß nimmt den Vorschlag 
an, einen Völkerbundsrai zu bilden, bestehend aus den 


Vertretern der fünf Großmächte und vier kleineren Mächte. 
Dieser Beschluß bedeutete, wie Staatssekretär Lansing 
ausführt, „die tatsächliche Leugnung der Gleichheit der 
Völker bei der Regelung internationaler Angelegenheiten 
in Friedenszeiten durch die Anerkennung des Primats der 
fünf Großmächte im Ausführenden Rat des Völkerbundes“. 


14. Februar 1919, 


Dritte Vollsitzung der Konferenz. Wilson 
verliest den von der Völkerbundskommission einstimmig an- 
genommenen Entwurf der Völkerbundssakung und erläutert 
ihn in längerer Rede. In der anschließenden Aussprache 
sprechen sich England, Italien und Japan für den Entwurf 
aus. Léon Bourgeois (Frankreich) spricht den Wunsch aus, 
es möge ein dauernder Organismus (Völkerbundsgeneral- 
stab) geschaffen werden, um die militärischen und marine- 
technischen Mittel vorzusehen und vorzubereiten zur Aus- 
führung der Verpflichtungen, die der Eniwurf den Mit- 
gliedern auferlegt, und um deren unmittelbare Wirksamkeit 
in allen dringenden Fällen zu gewährleisten. 


14. Februar 1919. 
Wilson reist nach Amerika, um das Land für seinen 
Völkerbundsplan zu gewinnen und den sich dagegen regen- 
den Widerstand zu bekämpfen. 


: 23. Februar 1919. 


Auf englischen Vorschlag beschließt der Raf der Zehn, 
in den Präliminarfrieden nicht nur, wie am 12. Februar be- 
schlossen, die Entwaffnungsbestimmungen, sondern auch 
noch folgende Punkte aufzunehmen: Die ungefähren künf- 
tigen Grenzen Deutschlands, die finanziellen Verpflichtungen 
Deutschlands, wirtschaftliche Bestimmungen, Verantwortung 
für die Übertretung der Kriegsgeseße. Damit ist die Absicht, 
einen Präliminarfrieden abzuschließen, tatsächlich auf- 
gegeben. Dies wird auch am folgenden Tage in der fran- 
zösischen Presse verkündet. 


25. Februar 1919. 

Eine Denkschrift der französischen Regierung fordert: 
„im gemeinsamen Interesse einen gemeinsamen Schutz für 
alle friedlichen Demokratien, für den Völkerbund, für Freiheit 
und Frieden zu schaffen“ und zu diesem Zwecke folgendes 
zu beschließen: . 

„1. Die deutsche Westgrenze soll an den Rhein verlegt 
werden. 

2. Die Rheinbrücken sollen von einer 
Truppenmacht besetzt werden. 

3. Die obigen Maßregeln sollen keinerlei Gebietserwerb 
zugunsien irgendeiner Macht nach sich ziehen.“ 

In der zweiten der beiden Anlagen zu dieser Denkschrift 
heißt es: 

„Der Verlust des linken Rheinufers und Elsaß-Loth- 
tingens nimmt Deutschland 8 v. H. seiner Oberfläche weg. 
Er bedeutet eine Verringerung um 11 v. H. der Bevölkerung, 
ungefähr 15 v.H. des Eisenbahn- und Schiffverkehrs, 67 v.H. 
des Weinbaus, 12 v. H. der Kohle, 80 v. H. der Eisenerze, 
35 v. H. der Steinerzeugung, 30 v. H. der Webstoffe.“ 


interalliierlen 


6. März 1919, 


Der dem Zehnerrat vorgelegte Entwurf der Ent- 
waffnungsbestimmungen läßt Deutschland eine Armee von 
200000 Mann mit einjähriger Dienstpflicht. Der Entwurf 
wird auf Vorschlag Lloyd Georges verworfen, da er es 
Deutschland ermögliche, in zehn Jahren zwei Millionen aus- 
zubilden. 


8. März 1919, 


Das Schatzamt der Vereinigten Staaten erklärt in einer 
an die französischen und italienischen Bevollmächtigten ge- 
richteten Note, daß es „weder auf der Friedenskonferenz 
noch anderswo einer Erörterung irgendeines Planes oder 
Abkommens zur Erlassung, Konsolidierung oder Neu- 
verteilung der im Besitz der Vereinigten Staaten befindlichen 
Schuldverschreibungen der fremden (alliierten) Regierungen 
zustimmen wird.“ Diese Erklärung bildet eines der 
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schwersten Hindernisse für eine großzügige und vernünftige 
Regelung der Gesamtheit der durch den Krieg geschaffenen 
finanziellen und wirtschaftlichen Fragen. 


8. März 1919, 

Lloyd George erklärt im Zehnerrat: „Die britischen 
Truppen seien empört über unsere Weigerung, Deutschland 
wieder zu verprovianfieren. General Plumer habe erklärt, 
er könne die Verantwortung für seine Truppen nicht über- 
nehmen, wenn es gestattet werde, daß Kinder halb ver- 
hungert in den Straßen umherirrfen. 


Clemenceau erwidert: „Zweifellos habe man aus 
gewissen Teilen Deutschlands äußerst jammervolle Berichte 
bezüglich der Ernährungsbedingungen erhalten; aber der- 
artige Berichte bezögen sich offenbar nicht auf alle Teile 
Deutschlands. So habe ihm z. B. General Mangin erzählt, 
daß es in Mainz mehr Nahrungsmittel gebe als in Paris. 
Nach seiner Ansicht würden die Ernährungsschwierigkeiſen 
wahrscheinlich durch schlechte Verteilung verschuldet.“ 

Lloyd George erklärt: „Britische Offiziere, die in 
Deutschland gewesen seien, erzählten, daß Bolschewismus 
geschaffen würde, und daß der bestimmende Faktor dabei 
die Nahrungsmittel seien... Wenn als Ergebnis einer von 
den Alliierten erzwungenen Hungersnot die Bevölkerung 
Deutschlands auszuschwärmen anfange, werde daraus eine 
revolutionäre Bewegung unter den arbeitenden Klassen 
aller Länder entstehen, mit der man es unmöglich werde auf- 
nehmen können.“ 

Clemenceau erwidert, daß „seine Informationen zu 
zeigen scheinen, daß die Deutschen den Bolschewismus als 
Schreckgespenst benutzten, um den Alliierten Angst zu 
machen.“ 

10. März 1919. 

Dem Zehnerrat wird ein neuer Entwurf der Entwaffnungs- 
bestimmungen vorgelegt: Abschaffung der allgemeinen 
Wehrpflicht, freiwillige Verpflichtung auf zwölf Jahre, 
140000 Mann. Auf Antrag Clemenceaus und Fochs 
wird die Stärke auf 100 000 Mann herabgesetzt. 


11. und 12. März 1919, 

Ein Sonderausschuß von Sachverständigen — bestehend 
aus Dr. Mezes Wer. Staaten), P. H. Kerr (Großbritannien) 
und Tardieu (Frankreich) — verhandelt ergebnislos über die 
künftigen deutschen Grenzen. Im Laufe der Verhandlungen 
stellt P. H. Kerr u.a. fest: nach den verschiedenen von den 
einzelnen Kommissionen vorgelegten Vorschlägen würden 
etwa sechs Millionen Deutsche unter eine nichtdeufsche Re- 
gierung kommen, während nur 300 000 Nichideufsche in 
Deutschland zurückblieben. Tardieu erwidert hierauf: 
„Wenn wir bereit seien, alle diese Deutschen zu nehmen und 
sie den Polen und Tschechen zu geben, so könnten die Ver- 
bündeien sicher auch darauf bestehen, daß fünf Millionen 
Deutsche westlich des Rheins von Deutschland abgetrennt 
würden.“ 5 

12. März 1919, ; 

Ein dem Sonderausschuß der Sachverständigen vor- 
gelegter französischer Vorschlag fordert: 1. Verlegung der 
deutschen Westgrenze an den Rhein. 2. Besetzung der 
Rheinlinie und: der rechisrheinischen Brückenköpfe Kehl, 
Mannheim, Mainz, Koblenz, Köln und Düsseldorf durch 
internationale Truppen. Enifestigung des Gebiets 50 km 
östlich der neuen deutschen Westgrenze. 3. Linksrheinische 
‚Gebiete (Elsaß-Lothringen ausgenommen) werden in einen 
oder mehrere selbständige Staaten unter Schutz des 
Völkerbundes verwandelt. 4. Entfernung der jetzt im Amte 
befindlichen höheren deutschen und preußischen Ver- 
waltungsbehörden aus den linksrheinischen Gebieten. 
5. Liquidierung der deutschen Wirischaftsinteressen auf dem 
linken Rheinufer. 6. Belieferung der neuen linksrheinischen 
Staaten mit der für ihre Industrie erforderlichen Kohle durch 
Deutschland unter Anrechnung auf Reparationen, 


14. März 1919, 
Wilson trifft wieder in Paris ein. 
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- 14. März 1919. 

Unmittelbar nach Wilsons Rückkehr aus Amerika halten 
Wilson, Lloyd George und Clemenceau eine geheime Be- 
ratung ab, um für die weiteren Verhandlungen eine gemein- 
same Basis zu finden. Wilson erklärt: „Wir müssen uns 
vereinen auf der Grundlage der neuen Ordnung, auf Grund 


jener lim ‚Vorfriedensvertrag‘) festgelegten und (von 
beiden Parteien) angenommenen Grundsätze, die den 
Völkerbund als Eckstein des Friedens anerkennen.“ Hart- 


näckig erwidert Clemenceau: „Zuerst muß Frankreich 
gesichert werden.“ Wilson weist darauf hin, daß Frank- 
reich durch den Völkerbundsvertrag eine Weltgarantie als 
Sicherheit geboten worden sei; daß Amerika sogar noch 
weitergehen wolle und eine Spezialgarantie erwäge, bis der 
Völkerbund gegründet werden könne; daß mächtige For- 
mationen alliierter Truppen als Schutz Frankreichs bis zur 
endgültigen Begründung des Friedens zurückgelassen 
würden. Clemenceau erwidert, dies sei nicht genug. 
Frankreich brauche ein militärisches Bündnis; der Rhein 
müsse eine strategische Grenze bilden und Deutschland müsse 
für alle Zukunft in wirtschaftlicher Hinsicht zum Krüppel ge- 
macht werden. Wilson und Lloyd George erklären, 
daß sie keiner Besetzung des linken Rheinufers außer auf 
kurze Zeit als vorläufiger Bürgschaft für die Zahlung der 
deutschen Schuld zustimmen könnten. Andererseits bieten 
sie Frankreich ihre unmittelbare militärische Bürgschaft 
gegen jeden nicht herausgeforderten deutschen Angriff an, 


15. März 1919. 

Aus dem Gang, den die Verhandlungen während seiner 
Abwesenheit infolge des Beschlusses des Zehnerrais vom 
23. Februar 1919 genommen haben, schließt Wilson auf die 
Absicht der Franzosen und Engländer, einen Präliminar- 
frieden unter Ausschluß der Völkerbundssatzung zu 
schließen. Um derartigen Bestrebungen entgegenzuwirken, 
läßt, er öffentlich erklären, daß gemäß Beschluß vom 
25. Januar die Errichtung des Völkerbundes zu einem 
integrierenden Bestandteil des Friedensvertrages gemacht 
werden solle; alle Gerüchte über eine beabsichtigte Ande- 
rung dieses Beschlusses entbehrten jeglicher Grundlage. 


17. März 1919, 


Als Aniwort auf die am 14. März von Wilson und Lioyd 
George angebotene militärische Bürgschaft der Ver. Staaten 
und Großbritanniens stellt eine französische Denkschrift 
folgende Mindestforderungen für die Sicher- 
heit Frankreichs: 1. 30jährige Besetzung, 2. Eni- 
militarisierung der deutschen Rheinlande westlich einer 
50 km östlich des Rheines gezogenen Linie, 3. ständige 
amerikanisch-englisch-französische Aufsichtskommission in 
diesem Gebiet, 4. jeder deutsche Einmarsch in dieses Gebiet 
gilt als Angriffshandlung, 5. Frankreich darf die Rheinlinie 
und fünf Brückenköpfe besetzen, wenn Deutschland nach 
Ansicht der Aufsichiskommission gegen irgendeine Ent- 
waffnungsbestimmung verstößt, 6. Grenze von 1814 und Be- 
setzung des außerhalb derselben liegenden Teils des Saar- 
kohlenbeckens zu Reparationszwecken ohne Gebiets- 


erwerbung. 17. März 1919 


Wilson verwirft den französischen Vorschlag einer 
dauernden Beaufsichfigung der deutschen Rüstungs- 
industrie und aller Industriezweige, die möglicherweise zur 
Erzeugung von Kriegsgerät dienen könnten, als ein Mittel, 
„die Souveränität Deutschlands dauernd zu beschränken“, 
Dem könne er nicht zustimmen, da es die Fortsetzung der 
militärischen Kontrolle Deutschlands auf unbestimmte Zeit 
hinaus und das fortigesetzte Hineinreden, Einmischen und 
Ausspionieren von Geschäftsgeheimnissen bedeute. „Sollten 
die alliierten Armeen dauernd unter Waffen gehalten werden, 
um die Erfüllung der Friedensbedingungen zu überwachen, 
so würde nicht der Frieden, sondern eine militärische Herr- 
schaft der Alliierten errichtet werden.“ Wilson erreicht, 
daß die Wirksamkeit der interalliierten Kontrollkommissionen 
auf die Zeit beschränkt wird, in der die deutsche Entwaffnung 
durchgeführt werden soll, und daß in allen Bestimmungen, 
die sich gegen die Überschreitung gewisser Ziffern richten, 
das Wort „niemals“ durch „nicht“ ersetzt wird, : 
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felbft arm macht, wenn er zu falſchem Konſum beiträgt, wenn 
er aus falſchem Eigennutz geſunde Entwicklungen anderer 
Stände bekämpft. Die Reichszentrale für Heimat ⸗ 
dienſt leiſtet in dieſer Beziehung ein Werk, 
das ich überaus hochſchätze. Aber das ift noch viel 
zu wenig. Das deutſche Volk iſt nicht genügend erzogen zur 
Produktionsgeſinnung, zur dienſtbaren Hingabe an den natio- 
nalen Güterdienſt, zur Selbſtdiſziplin in Art und Ausmaß der 
Bedürfnisbefriedigung, die man eben auf die Dauer nicht ſich 
ſelbſt überlaſſen darf. 

Wie ſehr im Auslande dieſe Fragen beachtet werden, 
und wie ſehr darunter der Tagesſtreit über Kleinigkeiten und 
die perſönliche Reizung zurücktritt, laſſen Sie mich an zwei 
Beiſpielen fagen. Muſſolini hat in großem, pathetifchem Auf- 
zug jüngſt die methodifche Forſchungspflege dem italieniſchen 
Polke dargeſtellt. Ich möchte einige Sätze ſeiner Proklamation 
folgen laſſen, die er am 5. Februar dieſes Jahres auf dem 
Kapitol erließ. 5 ` 

„Die faſchiſtiſche Regierung beftätigt ihren Willen, das 
Problem der Wiſſenſchaft und wiſſenſchaftlichen Forſchung 
in die vorderſte Reihe der nationalen Probleme zu ſtellen.“ 

An einer ſpäteren Stelle: 

„Wir Italiener ſehen als Zukunft eine ſtets intenſwer 
werdende wiſſenſchaftliche Forſchung zugunſten der Indus 
ſtrie, der Landwirtſchaft, der Verteidigung der Wirtſchaft 
des Landes.“ 


Das andere Beiſpiel: Der amerikaniſche Präſident Hoover 
„hat in der Seit feines Wirtſchaftsminiſteriums in der Aus- 
breitung der Einſicht in Wirtſchaftszuſammenhänge unter Her⸗ 
beiführung planmäßiger Wirtſchaftskooperationen zwiſchen 
Unternehmern, Kapital, Arbeitern und Konſumenten in den 
verſchiedenſten Erwerbsſtätten ſeine Hauptaufgabe erblickt. Er 
hat dazu faſt kein Geſetz gebraucht. Aber immer erneut ent⸗ 
ſtrömte ſeiner ſchöpferiſchen Perſönlichkeit der Antrieb, die 
Menſchen wirklich aufzuklären und zur Wirtſchaftskooperation 
zufammenzuführen. Welche Erfolge dieſes Tun hatte, läßt 
ſich in Zahlen ſchwer ausdrücken. Aber amerikaniſche Wirt⸗ 
ſchaftsſpezialiſten ſchätzen das Geſamtausmaß der jährlichen 
wirtſchaftsverbeſſerungen der Vereinigten Staaten, die auf 
ſolche Weiſe etwa in den letzten ſieben Jahren erzielt wurde, 
ſoweit fie fih ziffernmäßig ausdrücken läßt, auf Dollar⸗ 
milliarden. 

Drei Fahlen illuſtrieren den Zuftand bei uns. Für die 
Folgen des Krieges zahlt jede deutſche Familie im Jahr durch⸗ 
ſchnittlich 400 bis 500 Mark an äußeren und inneren Laſten. 
Für den Genuß des Augenblicks, den Konſum an Trink⸗ 
alkohol und Rauchtabak, zahlt jede deutſche Familie durch- 
ſchnittlich im Jahr über 500 Mark. Und für die Wirtſchafts⸗ 
zukunft, ſoweit fie auf der Forſchung beruht und durch Reich 
und Länder gepflegt wird, zahlt jede deutſche Familie im 
Jahr etwa 14 Mart. Wir werden uns mehr um unſere gu- 
kunft kümmern müſſen! 


Die Haushalispläne 


der deutfchen Städte im 


Die Finanzwirtſchaft der deutſchen Gemeinden wird ſeit 1925 
alljährlich von zwei nach Methode und Sweck völlig verſchiedenen 
Erhebungen ſtatiſtiſch durchleuchtet. Einmal läßt der Städtetag 
durch den Verband der Deutſchen Städteſtatiſtiker die Haus- 
haltsanfäte der Städte mit mehr als 50000 Einwohnern in 
großen Fügen erfragen, zum andern erfaßt das Statiſtiſche Reihs- 
amt nach einem überaus fein — zum Teil allzu fein — gegliederten 
Schema die rechnungsmäßigen Iſtaus gaben des 
Reichs, der Länder und Gemeinden (fog. Reichsfinanzitatiftif). Die 
eingehende Frageſtellung und der Umfang des zu verarbeitenden 
Materials bringen es mit fih, daß die Ergebniſſe der Keichsfinanz⸗ 
ſtatiſtik erft eine fo lange Zeitfpanne nach dem Kechnungsabſchluß 
bekanntgegeben werden können, daß ihnen bei der immer noch 
ftar? fluktuierenden Geſetzgebung zum Teil nur hiſtoriſcher Wert 
zukommt). Demgegenüber hat die oben genannte Haushalts ſoll⸗ 
ſtatiſtik, die Dr. Seutemann⸗Bannover bearbeitet, den Vorzug größt ⸗ 
möglichſter Aktualität, weil fie nur das zur Aufklärung der Finanz⸗ 
praktiker unumgänglich Notwendige erfragt und ihre Ergebniſſe 
daher ſchon am Ende des Rechnungsjahres vorliegen; fie hat auch 
den weiteren Vorteil, daß fie die Voranſchlagszahlen ſtädteweiſe 
mitteilt. Beſonders durch dieſe erfreulich weitgehende Publizität 
heben ſich ihre Ergebniſſe trotz der offenkundigen Mängel, die einer 
Statiſtik des finanzpolitiſchen Wollens gegenüber einer Statiſtik des 
finanzpolitiſchen Seins naturgemäß anhängen, von denen der 
Reichsfinanzſtatiſtik ab. 

Wir find daher jhon jetzt in der Lage, die Zuſammenſetzung 
der ſtädtiſchen Haushaltspläne für 1928 näher zu unterfuchen?). Un⸗ 
ſere Betrachtungen beziehen fih allerdings — wie es bei einer Dor- 
anſchlagsſtatiſtik auch nicht anders möglich iſt — nur auf den 
ordentlichen Haushalt, da verſchiedene Städte Voranſchläge für den 
außerordentlichen Haushalt nicht kennen, ſondern für die außer⸗ 

ordentlichen Ausgaben von Fall zu Fall die Bewilligung der Stadt- 
verordnetenverſammlung einholen. 
II. 

Die ordentlichen Ausgaben der 76 deutſchen Städte 
über 50 000 Einwohner wurden für 1927 auf 2882,6 Mill. RM., 
1928 auf 3219,7 Mill. Rm. veranſchlagt. Sie ſtiegen ſomit zwar 
um 337,1 Mill. RM., von denen jedoch nicht weniger als 188,6 Mil- 
lionen Rm. durch die Erhöhungen der Perſonalbeſoldung aufs 
gezehrt wurden. Die perſönlichen Ausgaben — ohne Arbeiter- 


1) So find une: bis heute erft die Ex; 
1926 in großen Zügen bekannt, die für eine 
Ausgabengeſtaltung allein ſchon na der Errichtung der Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und nach der Beſoldungsreform nicht mehr ausreichen. 

3) Vgl. die „Finanzüberſicht“ im Statiſtiſchen Jahrbuch Oeutſcher Städte 
XXIV. Jahrgang, 1. Lieferung S. 182 ff. s 


ebnijje für das Rechnungsjahr 
eurteilung der gegenwärtigen 


Rechnungsjahr 1928. 


löhne — nahmen fomit 1928 mit 52,3 v. Z. nahezu ein Drittel der 
Geſamtausgaben in Anſpruch, während ſie 1927 noch nicht 30 v. H. 
erreichten. Ihr Anteil war allerdings in den verſchiedenen Städte⸗ 
gruppen verſchieden hoch. So machten fie 1928 in Berlin 54,9 v. H., 
in den übrigen Städten mit mehr als 200 000 Einwohnern 
(Gruppe A) 50.5 v. H., in den Städten mit mehr als 100 000 bis 
200 000 Einwohnern (Gruppe B) 54,1 v. H., in den Städten zwiſchen 
50 000 und 100000 Einwohnern 54,6 v. . der Geſamtausgaben 
aus. Da auch die Ausgaben für Derzinfung und Tilgung von An- 
leihen von 142,2 auf 185,2 Mill. RM, oder um 41 Mil. Rm. ges 
ſtiegen ſind, ſtehen für die ſonſtigen ſachlichen Mehraufwendungen 
gerade 107,5 Mill. RM. zur Verfügung, d. h. noch nicht 4 v. H. der 
Ausgaben des Jahres 1927. Auch von dieſem Betrag dürfte noch 
ein Teil durch Erhöhungen der Arbeiterlöhne abforbiert fein. 
Übrigens ſteigen die anteiligen Ausgaben für Tilgung und Per- 
zinſung, je kleiner die Städte der einzelnen Gruppen ſind. So 
wendet Berlin 5,0 v. Z., die Städtegruppe A 6,2 v. H., die Städte⸗ 
gruppe B 7,2 v. H. und die Städtegruppe O durchſchnittlich 8,0 v. B. 
der Ausgaben für Derzinfung und Tilgung auf. 

Mit der Erhöhung der Ausgaben hielten die eigenen Ein ⸗ 
nahmen der einzelnen Verwaltungen nicht gleichen 
Schritt. Konnten 1927 1153,3 Mill. Rm. oder 40,0 v. H. der Aus- 
gaben durch eigene Einnahmen der Verwaltungszweige gedeckt 
werden, jo im Jahre 1928 zwar 1242,5 Mill. RM., das find jedoch 
nur 58,6 v. . Der Rückgang der eigenen Einnahmen iſt in allen 
vier genannten Städtegruppen zu verzeichnen. Der Fuſchuß⸗ 
bedarf wuchs hierdurch von 1758,1 Mill. RM. auf 1987,2 Mi- 
lionen RM. oder um 14 v. ). Im Jahre 1928 ſollten ſomit nicht 
weniger als 61,4 v. H. der Ausgaben gegen 60,0 v. H. im Jahre 1927 
durch allgemeine Mittel (Steuereinnahmen, Betriebsüberſchüſſe, 
Kapitaleinkünfte uſw.) Deckung finden. 

Unter den allgemeinen Dedungsmitteln ſtanden 
in beiden Jahren die Einnahmen aus Steuern an erſter Stelle. 
Sie ſollten 1927 mit 1372,0 Mill. RM. 78 v. H., 1928 mit 1574,4 
Mil, RM. 29,5 v. Z. des Fuſchußbedarfs aufbringen. Neben ihnen 
ſpielen nur noch die Betriebsüberſchüſſe eine größere 
Rolle. Für fie wurde ein Mehrbetrag von 45,4 Mill. RM. ein- 
geſetzt — eine Summe übrigens, die die Vermehrung der Ausgaben 
für Derzinfung und Tilgung noch um 4,4 Mill. RM. überſteigt —, 
fo daß fie mit 554,0 Mill. Rm. etwas mehr als ein Sechſtel des 
Bedarfs deckten. Ihre anteilige Bedeutung iſt gegenüber 1927 ſo 
gut wie unverändert geblieben. In Berlin, den Städten der 
Gruppe B und der Gruppe O iſt ihre Bedeutung geſtiegen, nur in 
Gruppe A iſt ſie geſunken. 

Man hätte annehmen können, daß die Übernahme der Koften 
der unterſtützenden Erwerbsloſenfürſorge auf das Reich eine grund- 
ſätzliche Umwälzung des inneren Gleichgewichts des Gemeinde⸗ 
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haushalts mit ſich bringen würde. Leider iſt dies nicht der Fall. 
Noch immer ſteht der Zufcußbedarf des Wohlfahrtsweſens 
mit nahezu 50 v. . an der Spitze. Allerdings wird dieſer Satz 
ſtark durch die Berliner Zahlen beeinflußt. So beträgt der Anteil 
des Wohlfahrtsweſens in Berlin 34,2 v. H., dagegen im Durch⸗ 
ſchnitt der Gruppe A 29,2 v. H., der Gruppe B 27,5 v. H., der 
Gruppe C 25,0 v. 9. Er nimmt in der Gruppe C fomit nur ein 
Viertel des Geſamtbedarfs in Anſpruch. Es iſt jedoch anzunehmen, 
daß der Zuſchußbedarf des Wohlfahrtsweſens nach den Rechnungs⸗ 
ergebniſſen für 1928 noch größer fein wird als nach den Doran= 
ſchlägen, da die Arbeitsloſigkeit, die Ausſperrungen in großen In⸗ 
duſtrien und die lange Kälteperiode gewaltige Mehraufwendungen 
erforderten. Auch die niedrigen Unterſtützungsſätze der Reichs ⸗ 
anſtalt für Arbeitsvermittlung machten zuſätzliche Unterſtützungen 
der Gemeinden notwendig. So wuchſen die Fürſorgekoſten je Ein⸗ 
wohner im Durchſchnitt der Städte über 50 000 Einwohner von 
5,00. KM. im Vierteljahr April / Juni auf 6,18 RM. im folgenden 
Vierteljahr. Sie erreichten im Vierteljahr Oktober / Dezember 1928 
einen Betrag von 7,28 RM., erhöhten fih ſomit gegenüber dem 
erſten Vierteljahr um mehr als 20 v. . Für die „ausgeſteuerten“ 
Erwerbsloſen (ſog. Wohlfahrtserwerbsloſen) und für Zuſatzunter⸗ 
ſtützungen für die Empfänger von Erwerbsloſen- und Krijenunter- 
ſtützung wurden von 70 Städten in den beiden letztgenannten 
Dierteljahren je 25 Mill. RM. ausgegeben, d. h. jedesmal rd. 
25 v. Ñ. der Geſamtausgaben dieſer Städte für Fürſorgezwecke. Die 
Ausſperrungen in der weſtdeutſchen Induſtrie wirkten ſich dahin 
aus, daß im Vierteljahr Oktober / Dezember beiſpielsweiſe in Effen 
21 649, in Mülheim 10 961, in Hamborn 8709, in Gelſenkirchen 
12 415 ausgefperrte Metallarbeiter unterſtützt werden mußten. Die 
Koſten für diefe Maßnahmen betrugen in dem genannten Diertel- 


jahr in Eſſen 1, Mill. RM., in Mülheim 729 100 RM., in Ham- 
born 650 000 RM., in Gelſenkirchen nahezu 900 000 Rut. s). Tat- 
ſächlich dürfte daher der Anteil des Zufhußbedarfs der Wohl- 
fahrtspflege gegenüber 1927 eher 3u- als abgenommen haben. An 
zweiter Stelle ſteht, wie 1927, der Bedarf des Schul⸗ und 
Bildungsweſens mit mehr als einem Viertel des Geſamt⸗ 
bedarfs (26,1 v. J.). An dritter Stelle ſteht das Bau- und 
Straßenweſen (mit 15,9 v. H.), das 1928 einen höheren Teil 
des Bedarfs beanſpruchte als die allgemeine Verwaltung 
(mit 15,7 v. H.), zu der neben den Kojten der Generalverwaltung 
die Ausgaben für die Märkte und die Polizei gerechnet wurden. 
Die Erhöhung des Fuſchußbedarfs für Schule und Bildung ſowie 
für die allgemeine Derwaltung ift auf den hohen Anteil der per⸗ 
ſönlichen Ausgaben auf dieſen beiden Verwaltungsgebieten zurück⸗ 
zuführen. Die Beſoldungsreform mußte ſich daher gerade hier be⸗ 
ſonders auffällig auswirken. Für Bau- und Straßenweſen waren 
vorwiegend ſachliche Mehrausgaben vorgeſehen. 

Die Haushaltspläne der größeren deutſchen Städte trugen fo 
T reg in 1928 unſtreitig das Merkmal größter Spar- 
amkeit. 
auf den Einwohner berechnet noch nicht 9 v. HJ. beträgt, hielt ſich 
in Anbetracht der unvermeidbaren Erhöhung der perſönlichen Aus⸗ 
gaben in überaus maßvollen Grenzen. Es iſt nur dem Umſtand, 
daß die meiſten Gemeinden die Wohlfahrtsausgaben in annähernd 
derſelben Höhe anſetzten wie 1927, zu verdanken, daß Nachtrags⸗ 
haushalte und Nachtragsumlagen faſt überall vermieden werden 
konnten, denn die tatſächlichen Einnahmen an Steuern, die etwaige 
größere Fehlbeträge hätten decken müſſen, überſchritten die Anſäße 
in kaum einer Stadt um mehr als 5 v. B. 


Dr. K. Marder, Berlin. 


Ludwig Knaus / Zum joo. Geburtstag. 


Don Dr. Paul F. Schmidt. 


Er hat das bibliſche Alter von 81 Jahren erreicht: Am 
5: Oktober 1829 in Wiesbaden geboren, ift er am 7. Dezember 1910 
in Berlin geſtorden. Sein Ruhm lebte und wuchs mit ihm. Knaus 
gilt heute, hundert Jahre nach ſeiner Geburt, immer noch als einer 
der weſentlichſten Vertreter der wilhelminifchen Ara, ihrer Aunſt⸗ 
und Weltanſchauung, ihrer Vorliebe für das Literariſche und ihrer 
ſoliden realiſtiſch durchgearbeiteten Malerei. Er teilt dieſe Schätzung 
etwa mit Menzel, Defregger, Dautier und 
den Achenbachs. Aber es iſt nur ein Teil 
ſeines Weſens darin eingefangen und nicht 
einmal der beſte. 

Denn er war zwar von Anfang an ein 
Genremaler und hat ſeine ſtärkſten Erfolge 
auf dieſem im 18. Jahrhundert außer⸗ 
ordentlich geſchätzten Gebiete erzielt, aber er 
war auch weit mehr. Wir haben uns vielfach 
daran gewöhnt, in der Betonung intereſ⸗ 
ſanter und ſenſationeller Inhalte etwas 
Derwerfliches zu ſehen; wenigſtens in der 
Malerei. Das Sittenbild hat ſeine über⸗ 
ragende Rolle ausgeſpielt, feit die Lehre von 
Part pour l'art aus dem Paris der Impreſ⸗ 
ſioniſten ihren Weg auch nach Deutſchland 
gefunden hat, und es für ſchicker galt, ein 
Spargelbündel zu malen als eine Madonna. 
Daß ein prachtvoll gemalter Spargel einem 
ſtümperhaften Altarblatt mit der Mutter 
Gottes künſtleriſch vorzuziehen ſei, daran 
beſteht ja nun wohl kein Zweifel. Aber 
damit iſt noch nicht die Frage entſchieden, 
ob es richtiger ſei, einen nichtsſagenden 
Allerweltswiſch zu malen als einen be⸗ 
deutenden Gegenſtand, und was in jedem 
Falle ſchwieriger ſei und mehr Ausſicht auf 
Gelingen biete. Letzten Endes wird diefe 
ganze müßige Streiterei um Wert und 
Unwert des Gegenſtandes von der 

ſönlichkeit entſchieden, deren Vor- 
ſtellungskraft und Darſtellungsmittel nur zu einem Stilleben 
angen kann oder fih den höchſten Ideen der Renſchheit gewachſen 
zeigt. Hauptſache tft, daß jedesmal gekonnt wird, was gewollt ift, 
daß die Darſtellung überzeugt und ein Uunſtwerk von fchöpferifchem 
Wert entiteht. 


Aber fo dachte man im 19. Jahrhundert nicht. In der Zeit, 
da Knaus auftrat, in den fünfziger Jahren, waren die Grundlagen 
der europäiſchen Kultur bereits jo erſchüttert, daß Publikum wie 
Kritik nur mehr nach dem Inhaltlichen in der Kunſt fragten und 
die Werte von Bildern nach dem Grad ihrer Naturtreue beurteilten, 
d. h. nach der Annäherung an das fatale Ideal der Farbenphoto⸗ 
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graphie (die es damals techniſch noch nicht gab, deren Weſen aber 
als Erfüllungsſinn der Hunſt allen Urteilsfähigen vorſchwebte und 
in den Spitzen der Malerei auch ſeinen Ausdruck fand). Vielleicht 
ſcheint das übertrieben, aber man braucht nur in die Bücher der 
anerkannten Größen wie Rofenberg und Pecht hineinzufchauen oder 
zeitgenöſſiſche Urteile etwa von dem unfehlbaren Meifter der Kritik, 
wie fie dazumal blühte, von Ludwig Pietſch, in die Hand“ zu 
nehmen, um die Richtigkeit dieſer erſtaun⸗ 
lichen Behauptung beſtätigt zu finden. Sie 
beſchrieben die Bilder und beurteilten ihren 
Wert ganz ſchlicht und ausnahmslos nach 
ihrem Sachinhalt und ihrer Ahnlichkeit mit 
der ſogenannten Wirklichkeit. 

Infolge dieſer äußerſt unkünſtleriſchen 
Einſtellung der Kulturwelt war es für einen 
Künjtler ſchwer, fih anders als auf realis 
ſtiſche, d. h. naturangleichende, und anet- 
dotiſche Weiſe durchzuſetzen. Das Schickſal 
der großen Widerſtrebenden, der Idealiſten 
Feuerbach, Marees und Böcklin, beweiſt 
dieſe Regel; und im poſitiven Sinne der 
ungeheure Erfolg der Genrebilder von Knaus 
und Defregger. Wer weiß, wohin dieſe 
großen Talente gelangt wären, wenn nicht 
ſchon ihr erſtes Auftreten einen ungeahnten 
Beifall der Zeitgenofjen ausgelöſt und fie 
mit ſanfter Überredungstraft genötigt hätte, 
auf dem einmal eingeſchlagenen Wege immer 
weiterzugehen. Sie kamen gar nicht zu der 
Überlegung, ob dieſer Weg auch der richtige 
wäre, ob fie nicht auf anderen Ger 
bieten etwas Wertvolleres hätten leiſten 
können: ſie waren einmal als Sittenmaler 
des Bauern- oder Kinderlebens abgeſtempelt 
und hatten nicht mehr die Wahl, etwas an= 
deres zu malen. Ihr Publikum hätte ein 
Abweichen von der Regel mit Befremden 
abgelehnt. Das Geſetz der Beharrung hat 
auch in der Kunft feine Gültigkeit: weh dem, der feine Auftrag⸗ 
geber enttäuſcht! Das tragiſche Schickſal Rembrandts wird für 
alle Zeiten das abſchreckende Beiſpiel dafür bleiben. 

Als Sohn eines kleinen ſchwäbiſchen Optikers brachte Knaus 
ſeine Jugend in Wiesbaden zu, das er ſein ganzes Leben lang ge⸗ 
liebt hat. Die übliche Akademieſchulung fand er in jungen Jahren 
(und merkwürdigerweiſe gerade in derſelben Feitſpanne wie fein 
aus dem benachbarten Speper ſtammender gleichaltriger Antipode 
Feuerbach) in Düſſeldorf: 1845—1848 war er dort Schüler von 


1. Statiſtiſche Vierteljahresberichte des Oeutſchen Städtetages, Beiträge: 
een ber effenttichen Süesorge und Fürſorgekoſten.“ 


Die Steigerung des Juſchußbedarfs gegenüber 1927, die 
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Karl Sohn. Aber 
feine Ideale waren 
die holländiſchen Sit⸗ 
tenſchilderer Oſtade 
und Brouwer, und 
der Geiſt der Düſ⸗ 
ſeldorfer Akademie 
war ſeinem In⸗ 
ſtinkt auf Wieder⸗ 
gabe des Dolfslebens 
jo ſehr entgegen- 
geſetzt, daß Knaus 
ſchließlich im Revo⸗ 
lutionsjahr 1848 ſich 
ſelbſtändig machte, das 
Reich des ihm feind⸗ 
lichen Direktors 
Schadow verließ und 
gemeinſam mit ſeinem 
Freunde Schreyer 
nach dem ſchwälmer Dorfe Willingshaufen überſiedelte, das durch ihn 
und feinen Vorgänger Dielmann hohe Berühmtheit erlangt hat. 
Das unentrinnbare Schickſal ſelber hat Knaus hierher gezogen oder 
eher noch ſein Inſtinkt; denn er fand dort alle Vorausſetzungen ſeiner 
Kunſt, maleriſch alte Koſtüme, 
unverfälſchtes Bauerntum und 
ein wenig Hügelland ſchaft und 
heſſiſche Dorfarchitektur. Seine 
ausgezeichnete Begabung für 
Realiitit konnte fih hier in 
Darſtellung des Bauernlebens 
genugtun. Das erſte und aus« 
ſchlaggebende Reſultat war 
der „Heſſiſche Bauerntanz 
unter der Linde“, den Ludwig 
Pietſch bei ſeiner Ausſtellung 
in Berlin 1850 der be⸗ 
rühmten „Tafelrunde Fried⸗ 
rich des Großen“ von 
Menzel ebenbürtig an die 
Seite ſtellte. 

Das war der kritiſche Mo⸗ 
ment. Knaus hatte mit feinem 
Bauernrealismus gefiegt; er 
konnte nur noch ſein Gebiet 


Knaus Dambrettfpieler 1862 


Knaus Frau G. Maes, geb. Schellenberg 


differenzieren, durch Kinder» 
ſzenen (etwa in der Art der 
„Kartenſpielenden Schuſter⸗ 
jungen“ oder „Wie die Alten 
jungen“), durch Rokokoſzenen 
und Gegenwartsbilder aus dem 
volkstümlichen Großſtadtleben, 
um zu dem Rang des größten 
Sittenſchilderers ſeiner Seit 
aufzuſteigen. 

Wir werden heute ſeine 
Frühbilder am höchſten werten, 
weil ſie am ſchönſten gemalt 
ſind. Es war das Schickſal dieſer 
deutſchen Meiſter von Achen⸗ 
bach bis zu Böcklin, daß ſie ihr 
maleriſches Handwerk mit der 
Seit einbüßten, weil es un« 
wichtig, weil es nicht verlangt 
wurde. Niemals hat Unaus die 


maleriſche Schönheit ſeiner 
Knaus Katzenmama Bauernbilder aus Willings⸗ 
haufen, feiner „Katzenmutter“, „Zigeuner“, „Spaziergänge im 


Tuileriengarten“, der „Goldenen Hochzeit“, aus den fünfziger Jahren 
wieder erreicht. Dieſe und ähnliche 
Werke bilden noch heute den Maß⸗ 
ſtab, nach dem man ihn beurteilen 
foll, und vor allem dann die Bild- 
nijje der Frühzeit. Noch das ries 
ſige Familienbild der Familie 
Stroußberg aus dem Schickſals⸗ 
jahre 1870, das auf der großen 
Ausſtellung „100 Jahre Berliner 
Malerei“ im Sommer 1929 als 
Hauptſtück zu ſehen war, wirkt 
erſtaunlich durch feine Pfychologie 
und großartige Pracht der Reprä⸗ 
ſentation; Bildniſſe aus früheren 


Jahrzehnten, wie das von 
Waagen, von Wille, Steinfurth, 
Suermondt, Ravené und das 


ſeiner Eltern, gehören ihren male⸗ 
riſchen und pſychologiſchen Werten 
nach zu den koſtbarſten Dofus 
menten ihrer Seit. 


Knaus 


Der Jäger 


— QZaur Zeitgeſchichie 


der Friede von St. Germain. 


Am 2. September 1919 erhielt die öſterreichiſche Regierung 
den endgültigen Wortlaut der Friedensbedingungen. In der Note 
vom 6. September gab die öſterreichiſche Regierung die Erklärung 
ab, daß ſie zwar zur Unterzeichnung bereit ſei, erhob aber feierlichen 
Proteſt durch Übergabe einer Reſolution, die die öſterreichiſche 
Nationalverſammlung gegen die Vergewaltigung beſchloſſen hatte. 
Dieſe Deklaration behält hiftorifche Bedeutung nicht nur für Öiter- 
reich ſelbſt, ſondern für alle jene, die in der Wiedervereinigung 
-Öfterreichs mit Deutſchland die Zukunftsaufgabe des deutſchen 
Volkes erblicken. Sie lautete: 


„Die Nationalverſammlung erhebt vor aller Welt feierlich 
ihren Proteſt dagegen, daß der Friedensvertrag von St. Germain 
unter dem Vorwande, die Unabhängigkeit Deutſchöſterreichs zu 
ſchützen, dem deutſchöſterreichiſchen Volke fein . 
recht nimmt, ihm die Erfüllung ſeines Herzenswunſches, ſeine 
wirtſchaftliche, kulturelle und politiſche Lebensnotwendigkeit, die 
Vereinigung mit dem deutſchen Mutterlande, verweigert. Die 
Nationalverſammlung ſpricht die Hoffnung aus, daß, ſobald der 
Friede den Geiſt nationaler Gehäſſigkeit und Feindſeligkeit, den 
der Krieg hervorgerufen hat, überwunden haben wird, der Völker ⸗ 
bund auch dem deutſchen Volke das echt auf Einheit und Frei ⸗ 
heit der Nation, das er allen anderen Völkern gewährt, nicht 
dauernd verweigern werde.“ 


Die Wirkungen des Friedensvertrages waren in territorialer 
und wirtſchaftlicher 5 gleich vernichtend. Es iſt damals in 
Deutſchland nicht hinreichend erkannt worden, daß Deutſchöſter⸗ 
reich in bezug auf Gebietsabtretungen unendlich ſchwerere Be⸗ 
dingungen erhalten hatte als Deutſchland in Verſailles. Deutſch⸗ 
öſterreich verlor zwei Fünftel des Gebietes, auf das es nach dem 
Prinzip der Selbſtbeſtimmung Anſpruch hatte. Am ſchmerzlichſten 
war der Derluft Deutſchböhmens und des Sudetenlands, jener ur⸗ 
deutſchen Gebiete, die ſich im November 1918 kraft freien Entſchluſſes 


an Deutſchöſterreich angeſchloſſen hatten. Dieſe Gebiete wurden nun 
im Friedensvertrage unter tſchechiſche Fremdherrſchaft geſtellt. Die 
Größe des peres für Deutjchöfterreih mag am beſten durch 
einen Vergleich gekennzeichnet werden: Die ſudetendeutſchen Gebiete 
ſind nahezu ſo groß wie Belgien, ihre durchwegs deutſche Bevölke⸗ 
rung kommt mit 5% Millionen etwa der der Schweiz gleich. Bedenkt 
man, daß es ſich nicht etwa um eingedeutſchte Gebiete, ſondern 
um ein durchaus geſchloſſenes, an Deutſchland angrenzendes Sprach⸗ 
gebiet handelt, das ſeit jeher deutſch war, und deſſen Bevölkerung 
fh in zähem nationalen Kampfe gegen die Slawen erhalten hatte, 
ann wird der Schmerz Deutſchöſterreichs und die Erbitterung 
Sudetendeutſchlands begreiflich. Für Deutſchöſterreich bedeutete 
dieſer Derluft außerdem den Derluft feines akar Induſtrie⸗ 
ebietes. Deutſchböhmen lieferte dem alten öſterreichtſch⸗ungariſchen 

irtſchaftsgebiete Kohlen aus ſeinem reichen nordweſt⸗böhmiſchen 
Braunkohlengebiet, es hat eine blühende, reiche Textilwirtſchaft, 
Glasinduſtrie uw. Es war ſtets jenes Gebiet, das den Alpen⸗ 
ländern an Steuerleiftung voranſtand. Die taufendfältigen Der- 
bindungen, die dies Induſtriegebiet mit Wien und den Alpen- 
ländern verband, ſollte nun durch den Friedensvertrag zerriſſen 
und Öfterreihs Schickſal als wirtſchaftliches Rumpfgebilde be- 
fiegelt werden. Die Trauer um das nationale Schickfal der 
5% Millionen Sudetendeutſchen, die als hoffnungsloſe Minderheit 
der Tſchechoſlowakei gewaltſam einverleibt wurden, die Erbitterung 
über die Lügen, die die tſchechiſchen Unterhändler in St. Germain 
in dem berüchtigten Memoire 3 vorgebracht hatten, um ihrem 
Staate dieſen Gebietszuwachs zu gewinnen, indem ſie erklärten, daß 
die ſudetendeutſchen Gebiete kraft eigenen Willens ſich mit den 
anderen Nationen zur tſchechoſlowakiſchen Republik zufammenge- 
ſchloſſen hätten, führte dann zu den gewaltigen Demonſtrationen in 
Deutſchböhmen und in Deutſchöſterreich. Ebenſo ſchmerzlich wie 
der Derluft Deutſchböhmens war die im Friedensvertrag erzwungene 
Abtretung Südtirols. Das Gebiet, das Walther von der Vogelweide 
hervorgebracht, in dem Andreas Hofer gelebt und gewirkt hatte, 
das ſeit Jahrhunderten von Deutſchen mit ſtolzem Freiheitsſinn 
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und Selbſtbewußtſein bewohnt war und durch feinen Weinbau im 
Fremdenverkehr ein weſentliches Aktivum in der deutſchöſter⸗ 
reichiſchen Wirtſchaft darſtellen ſollte, kam zu Italien. Die deutſch⸗ 
öſterreichiſche Regierung hatte fih feit den Novembertagen 1918 


keinem Irrtum darüber hingegeben, daß in Südtirol weſentliche 


Gebietsteile an Italien fallen würden. Sie hatte auch ſtets erklärt, 
daß ſie bereit ſei, den Italienern eine ſtrategiſche Grenze zu geben, 
um ihre Befürchtungen von Einfällen im Norden zu zerſtreuen. 
Sie hatte von vornherein ſtets erklärt, daß die von Italienern 
bewohnten Gebiete Südtirols oder auch die überwiegend italieniſchen 
Teile des Irredenta-Gebietes abgetreten werden ſollten. Sie hatte 
aber das Recht zu hoffen, daß die Ententemächte die urdeutſchen 
Gebiete Südtirols bei Deutſchöſterreich belaſſen würden, wie ihr 
eigener Wille und hiſtoriſche, wirtſchaftliche, nationale Geſichts⸗ 
ründe es forderten. Der Friedensvertrag hat die Grenze am 
renner feſtgeſetzt und der Leidensweg, den ſeither Deutſch⸗Südtirol 
im faſchiſtiſchen Italien zurücklegen mußte, die fortſchreitende 
Entdeutſchung des Gebietes werden in Gſterreich und in Deutſch⸗ 
land als eine der ſchmerzlichſten Folgen des Friedensvertrages 
von St. Germain betrauert. 

In der Unterſteiermark und Kärnten hatte die Begehrlichkeit 
der Südſlawen Gebiete von i entriſſen, die ſeit der 
Karolingerzeit deutſch waren. In Marburg, Pettau und Radkers⸗ 
burg war der ſüdſlawiſche General Majſter einmarſchiert und hatte 
dieſe Gebiete mit Waffengewalt beſetzt. Auch in Kärnten war 
jugoſlawiſche Soldateska eingedrungen und hatte fogar Klagenfurt 
beleit. Der heldenmütige Kampf der Kärntner um ihre Heimat, 

an dem bezeichnenderweiſe gegen Jugoflawien auch die in Kärnten 
lebenden Slowenen teilnahmen, hatte zwar Klagenfurt für Deutſch⸗ 
öſterreich retten können, dagegen blieb die Unterſteiermark endgültig 
verloren. Der Friedensvertrag zog auch dieſe Grenze nicht ſo, wie 
es Wilſon ſeinerzeit angekündigt hatte, „daß allen genau um⸗ 
ſchriebenen nationalen Anſprüchen die höchſte Befriedigung zuteil 
werden ſollte“, ſondern er ignorierte den Anſpruch der Süsſteier⸗ 
mark bei Deutſchöſterreich zu bleiben und zog die Staatsgrenze 
durchaus fo, wie es das Königreich der Serben, Kroaten und Slo- 
wenen verlangt hatte, indem auch das zerſprengteſte ſloweniſche Dorf 
zu Jugoſlawien kam, auch wenn ganze deutſche Bezirke mit großen 
deutſchen Städten damit unter die Fremdherrſchaft fallen ſollten. 
Dieſe tiefſchmerzlichen Gebietsverluſte, die Deutſchöſterreich 
auferlegt wurden, konnten auch nicht dadurch gemildert werden, 
daß Deutſch⸗Weſtungarn, das Burgenland durch den Friedensvertrag 
Öiterreich zugeteilt wurde; in der zweifelloſen Abſicht, als 
dauernder Hankapfel zwiſchen Gſterreich und Ungarn zu wirken. 
Das Schickſal Oſterreichs war durch diefe Gebietsverluſte ai elt. 
Es wurde ein wirtſchaftlich lebensunfähiger Zwangsſtaat geſchaffen, 
den nur eines aus ſeiner Iſolierung retten konnte: der Anſchluß 
ans Reich, und auch da hatte der Friedensvertrag den letzten Aus- 
weg verbaut. In der Faſſung vom 2. September war plötzlich 
ein Artikel 88 eingeſchoben worden, der erklärte: „Die Unabhängig» 
keit Oſterreichs ift unabänderlich, es fei denn, daß der Rat des 
Völkerbundes einer Abänderung zuſtimmt.“ Dieſer Artikel hatte, 
dem klaren Anſchlußwillen Öjterreihs zum Trotz, die Wieder- 
vereinigung an eine Bedingung geknüpft, deren Erfüllung noch 
ausſteht. Gerade das hat die Öiterreiher am meiſten erbittert: 
nicht nur, daß der von ihnen ſelbſt angenommene Name „Deutſch⸗ 
öſterreich“ von den Dertragsmächten nicht anerkannt und der Name 
ſterreich auferlegt wurde, ſondern, daß auch der erſehnte Anſchluß 
hintertrieben werden ſollte. Den flammenden Proteſten dagegen, die 
die öſterreichiſche Regierung und Nationalverfammlung erließen, 
targa fih die ſtürmiſchen Proteſtkundgebungen in allen öfter- 
reichiſchen Gebieten an. Heute, zehn Jahre nach St. Germain, 
weiß die Welt, daß Öiterreich ſelbſt nach wie vor lebensunfähig 
iſt und daß es nach wie vor den Anſchluß an das Reich erſehnt. 
Es wird Aufgabe des Völkerbundes fein, den zwingenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Tatſachen und dem unverrückbaren Willen der Deutſchen 
Gſterreichs Rechnung zu tragen, ihre Wiedervereinigung mit dem 
Mutterlande zu geſtatten und damit zugleich die Befriedung 
Europas zu fördern. Dr. Richard Miſchler. 


neue Beunruhigung für Nordfchleswig. 


Die Deutſch⸗Nordiſche Woche in Kiel hat für die nordiſchen 
Gäſte und die deutſchen Gaſtgeber ein übereinſtimmend günſtiges 
Ergebnis gezeitigt und bewieſen, daß die Kulturverbundenheit 
zwiſchen Deutſchland und den nordiſchen Ländern eine lebendige 
Tatſache ijt, nicht nur eine billige Redensart, geſchweige ein bloßes 
Propagandawort, das politiſche Ziele verdeckt. 

Daß die Kundgebung der Deutjch - Nordifhen Woche in der 
Hauptſtadt Schleswig⸗Holſteins ftattfand und eine jo befriedigende 
Wirkung ausübte, ſcheint auch auf die politiſchen Gegenſätze in 
Nordſchleswig wohltuend gewirkt zu haben. Die Ausſichten, die 
ferner das zweite Kabinett Stauning jetzt den nordſchleswigſchen 
Schulwünſchen eröffnet, dürften, wenn auch keine volle Befriedigung, 
ſo doch manche bemerkenswerte Teilerfüllung bringen. Gegenüber 
dieſen verſöhnlichen Anzeichen bedeutet das neue Bodengeſetz zur 
Förderung der Siedlung in Nordſchleswig vom 24. Mai 1929, das 
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der däniſche Reichstag im Mai dieſes Jahres beſchloſſen 
und wofür er 10 Millionen Kronen bewilligt hat, eine 
neue ſchwere Belaſtung der deutſch⸗däniſchen Beziehungen. Es 
handelt ſich bei dieſem Geſetz und den dafür bewilligten Mitteln 
nicht etwa nur darum, größeren Beſitz in kleineren aufzuteilen 
oder unbebautes Land unter Kultur zu bringen, ſondern es geht 
darum, den ausgeſtückten kleinen Beſitz und das etwaige Neuland 
däniſchen Siedlern aufzulaſſen und damit die Kopfzahl der däniſchen 
Bewohner Nordſchleswigs gegenüber der deutſchen Minderheit künſt⸗ 
lich zu erhöhen. Das iſt ziemlich unverblümt bei der Ankündigung 
des Geſetzes in Dänemark ausgeſprochen worden. Es iſt dasſelbe Der- 
fahren, nach dem man in Vordſchleswig bald nach der Abtretung 
durch reichsdäniſche Beamte und Gewerbetreibende eine größere 
däniſche Mehrheit ſchaffen wollte, als ſie die Abſtimmung ergeben 
hatte. Nachdem man die „Aufſaugungspolitik“ H. P. Hanſſens auf 
kulturellem Wege durch Aufzwingung der däniſchen Sprache, Abbau 
des deutſchen Schulunterrichts und ähnliche Maßnahmen in einem 
Jahrzehnt nicht hatte durchführen können, indem die deutſchen 
Siffern bei den däniſchen Keichstagswahlen konſtant blieben, ver⸗ 
juht man jetzt eine Majoriſierung auf land wirtſchaftlicher Grundlage. 

Im Überſchwang der geplanten Aktion hat man in Dänemark 
von 100 000 neuen Utenſchen für das zu beſiedelnde Gebiet gefabelt; 
auch die Hoffnung auf 5000 neue ländliche Siedlerſtellen, die man 
in intereſſierten däniſchen Kreiſen hegt, dürfte ſich kaum erfüllen. 
Aber mit der Hälfte, 2000 bis 5000 Siedlern und ſomit rund 10 000 
bis 15 000 Köpfen, kann man wohl rechnen. Es ſcheint doch faſt 
ſo, als ob man die Geſichtspunkte eigentlicher landwirtſchaftlicher 
Produktivität gar nicht ſo in den Vordergrund geſchoben hat, als 
vielmehr die Inanſpruchnahme der Gebiete, die bisher eine aus⸗ 
geſprochen deutſche Mehrheit haben, wie vor allem die Strecke nörd- 
lich der Grenze von Fröslee bis Tondern. 

Bei der Abſtimmung des Geſetzes hat ſich der Vertreter der 
Deutſchen, Paſtor Schmidt⸗Wodder, ſeiner Stimme enthalten, weil 
er abwarten wollte, wie das Ausführungsgeſetz, das erſt im Herbſt 
beſchloſſen wird, ausfallen wird. Der deutſche Abgeordnete wird 
zweifellos darauf hinzuwirken ſuchen, daß bei dieſer Beſiedlung 
nicht nur däniſche, ener reichsdäniſche Landwirte berückſichtigt 
werden, ſondern vorwiegend nordſchleswigſche und darunter wieder 
eine gebührende Anzahl von deutſchen. Man muß bereits jetzt fein 
Augenmerk auf dieſes Ausführungsgeſetz richten. Sollte ſich die 
Befürchtung bewahrheiten, daß das ganze Siedlungsgeſetz nicht dazu 
da iſt, um Landwirten Erwerb zu geben und die Wirtſchaft Nord⸗ 
ſchleswigs im ganzen zu heben, ſondern nur, um die däniſche Mehr⸗ 
heit des abgetretenen Gebiets künſtlich zu verſtärken, ſo muß bereits 
jetzt auf die ſchwere Gefahr hingewieſen werden, die damit aufs 
neue die deutſch⸗däniſchen Beziehungen bedroht, die ſich allmählich 
einer fühlbaren Beſſerung zu erfreuen begannen. Hoffentlich haben 
die jetzigen däniſchen Regierungsparteien die Einſicht, daß die Pflege 
dieſer Beziehungen wichtiger iſt als eine künſtliche Hebung der 
nationalen Statiſtik in Nordſchleswig. 


die Rämpfe zwiſchen Arabern und Juden 
in Paläſtina. 


[3 

Die Kämpfe zwiſchen Arabern und Juden in Paläftina haben 
in den letzten beiden Wochen die Weltöffentlichkeit in ſtarkem 
Maße beſchäftigt. Ihren unmittelbaren Anlaß bildete der Streit 
um die Klagemauer in Jeruſalem. 

Die Klagemauer ift der einzige noch ſtehende Reit des alten 
jüdiſchen Tempels. Sie gilt deshalb als größtes Heiligtum aller 
gläubigen Juden. Seit Jahrhunderten pflegen dieſe an ihr zu 
beten und die Heimatloſigkeit des Judentums feit dem Derluft 
Jeruſalems zu beklagen. Die Klagemauer iſt gleichzeitig aber auch 
ein Teil der bekannten Omar Moſchee. Dieſe Moſchee iſt, auf der 
Stätte des alten Tempels errichtet, nicht nur das ſchönſte, ſondern 
auch das größte und bedeutendſte Heiligtum der mohammedaniſchen 
welt nächſt der Kaaba in Mekka. Wer von den Anhängern des 
Propheten nicht zu dieſer pilgern kann, der beſucht wenigſtens ein⸗ 
mal im Leben den Heiligen Fels in Jeruſalem. Die Folge davon 
ſind dauernde Streitigkeiten zwiſchen Arabern und Juden. Die 
Juden fordern für fih das Recht der freien Religionsausübung, die 
Mohammedaner aber machen Eigentumsrechte geltend, denn die 
Mauer ift religiöfer Beſitz des Iſlam. Solche Streitigkeiten gab 
es auch jhon zu Zeiten der türkiſchen Herrſchaft. Nur ſpielten fie 
damals keine Kolle. Das hat ſich ſeit dem Kriege geändert. Der 
Grund liegt in der jungen politiſchen Entwicklung Paläſtinas. 

Paläſtina ift feit dem Kriege Mandat des Völkerbundes. Es 
wird in deſſen Auftrage von England verwaltet, deſſen Aufgabe 
es fein ſoll, die Bevölkerung zur Selbſtverwaltung zu erziehen, Diefe 
Regelung der ſtaatsrechtlichen Seeme patapinas wurde ſeinerzeit 
von England gewählt, um auf diefe Weiſe um Verſprechungen zu 
kommen, die es während des Krieges ſowohl den Arabern als auch 
den Juden gemacht hatte. England hatte den Arabern im Jahre 1916 
ein ſelbſtändiges großarabiſches Reich verſprochen, das alle Teile der 
arabiſchen Welt in ſich vereinigen ſollte. Es hatte ein Jahr ſpäter 
in der bekannten Balfour⸗Deklaration aber auch den Juden die 
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Errichtung einer nationalen Beimſtätte in pPaläftina zugeſagt. 
Beides ließ ſich nicht miteinander vereinigen. Die Balfour⸗Dekla⸗ 
ration wurde die Quelle einer gewaltig anwachſenden Bewegung 
in der Judenheit. Ein Strom hoffnungsvoller und opferbereiter 
Menſchen flutete nach Paläſtina. Die Fahl der Einwanderer ſtieg 
von 7421 im Jahre 1925 auf 31 650 im Jahre 1925, Bis zum 
gleichen Jahre wuchs die Fahl der in Paläftina lebenden Juden, 
die vor dem Kriege nur 55 000 betragen hatte, bis auf rund 
140 000, die Fahl der jüdiſchen Siedlungen auf über 100 gegenüber 
höchſtens 50 der Vorkriegszeit, die Einwohnerzahl von Tel Awiw, 
der einzigen rein jüdiſchen Stadt der Welt bei Jaffa, von knapp 
15 000 im Jahre 1922 auf über 54 000. In Jeruſalem entſtand 
eine jüdiſche Univerſität. Fabriken und großartige Elektrizitäts⸗ 
werke wurden geſchaffen und die Grundlagen zu einer Induſtriali⸗ 
ſierung Paläſtinas gelegt. > es 
Die folgenden Jahre brachten zwar erhebliche Rückſchläge. 
Dieſe Kückſchläge aber können heute wohl als überwunden gelten, 
beſonders nachdem auf dem letzten Fioniſtenkongreß in Fürich Mitte 
Auguſt die Einigung des Geſamtjudentums über Paläſtina ges 


lungen iſt. Alles dies iſt natürlich auf die Araber, die mit 650 000 
Angehörigen die bei weitem überwiegende Maſſe der Bevölkerung 
Paläſtinas ausmachen, nicht ohne Eindruck geblieben. Die Araber, 
an ſich bereits verbittert über die Nichterfüllung der ihnen während 
des Krieges gemachten Verſprechungen, ſehen, wie das jüdiſche 
Kolonifationswer? in Paläftina fih immer mehr auszubreiten, wie 
die jüdiſche Koloniſation und die werdende jüdiſche Induſtrie ihnen 
immer mehr den Boden wegzunehmen beginnt. Sie fürchten um 
ihre Exiſtenz und bäumen ſich dagegen auf, ſich von einem Be⸗ 
völkerungselement, das heute erſt eine verſchwindende Minderheit 
iſt, beherrſchen zu laſſen. Der arabiſch⸗jüdiſche Gegenſatz, der 
bereits vor dem Kriege beſtand, nahm damit ausgeſprochen natio⸗ 
naliſtiſchen Charakter an. Er wurde zu einem Kampf um den 
Boden Paläſtinas und ſchuf damit eine Spannung, die jetzt ihren 
gewaltſamen Ausbruch erfahren hat. 

Es wird nicht leicht ſein, dieſe Spannung wieder zu beſeitigen 
und eine Löſung zu finden, die Araber und Juden befriedigt. Sie 
muß aber gefunden werden, wenn Ruhe und Ordnung in Paläſtina 
wiederkehren ſollen. R. 


Die kleinen Städte. 


Letzthin wurde hier des alten Brandenburgs a. d. Havel 
gedacht; wir müſſen heute noch einmal auf dieſe Stadt zu 
ſprechen kommen. Sie hat die Feier ihres taufendjährigen 
Beſtehens auf die trefflichſte Weiſe begangen: indem fie 
dem Geiſte einer neuen Zeit tatkräftig zur Verwirklichung 
verhalf. Sie übergab eine neue Brücke, die Jahrtauſend⸗ 
brücke, dem Verkehr und legte gleichzeitig den Grundſtein 
zu einem Schwimmbad, das den Namen Friedrich Eberts 
tragen wird und das mur Teil einer größeren Anlage, des 
Wohlfahrtsforums, ift. Die neue Bride, über die als erſte 
Paſſanten die Automobile und Fuhrwerke der Branden ⸗ 
burger Fabriken und Geſchäfte unter Doranfahrt der 

ER Straßenbahnen, der Omnibuſſe, der Poftwagen, der Wagen 
i N der Feuerwehr feierlich gezogen find, ſchwingt fic in zweck⸗ 
bewußter, elaſtiſcher Linie über den Fluß; fie hat nichts 
gemein mit der mittelalterlichen Backſteingotik, die den 


Das neue Stadtbad in Luckenwalde 


architektoniſchen Ruhm der märkiſchen Kurfürſtenſtadt bedeutet. Und doch ift diefe Brücke, frei von allem Mummenſchanz, aufs engſte verwandt der 
Bauvernunft der mä tigen Dome und der Rathäufer, die fo zwingend das Weſen einſtigen bürgerlichen Gemeinſchaftslebens zum Ausdruck bringen. 
In noch höherem Maße wird das Wohlfahrtsforum, wenn es im nächſten oder übernächſten Jahre fertig ausgebaut ift, eine imponierende Gruppe 


von Häuſern und Hallen, die ins- 
geſamt der Bolksgeſundheit dienen, 
zeigen: wie wiederum der Geiſt der 
tadtgemeinde, während vieler 
Jahrzehnte abhanden gekommen, 
Geſtalt annimmt. Freilich es iſt 
eine neue Form der Gemeinſchaft, 
die heute baut, die demokratiſche, die 
ozial ſtrebende Gemeinde. Und 
das eben iſt das Charakteriſti⸗ 
jhe und zugleich Charaktervolle 
an dieſem Brandenburger Wohl⸗ 
fahrtsforum, wie überhaupt an 
den ungezählten Bauten der 
Kommunen: daß ſie, beinahe 
mehr in die Fukunft weiſend, als 
die Gegenwart darſtellend, Denk ⸗ 
male eines neuen Volkes und 
eines geſteigerten, aber zugleich 
allgemeinen Lebensanſpruches 
find, die Kultur des neuen 
Deutſchlands, ſein geltender Zu⸗ 
ſtand und noch mehr ſein Wollen, 
kann nicht zuletzt nach den ſozi⸗ 
alen Neubauten der vielen klei⸗ 


N 


ZZ 
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"Das „Wohlfahrtsforum“ der Stadt Brandenburg; nach dem Modell 


nen Städte beurteilt werden. Das 
iſt im beſten Sinne angewandte 
Verfaſſung. Das ift die Verwirk⸗ 
lichung eines neuen Gefühls für 
Menſchlichkeit und Menſchen⸗ 
würde, wenn, um nur noch ein 
zufälliges Beiſpiel zu nennen, 
die Stadt Luckenwalde, die kaum 
mehr als 25000 Einwohner 
zählt, ein Krankenhaus gebaut 
hat, in dem es keine Klaſſenunter⸗ 
ſchiede mehr gibt, wo vielmehr 
jeder den Raum und die Koft er- 
hält, die ſeiner Geneſung dienen. 
Auch ein Stadtbad hat Luckenwalde 
geſchaffen, ſchlank und licht aus 
Backſteinen gefügt, ſelbſtbewußt 
und freundlich, gleichfalls ohne 
Klaſſenunterſchiede: jedes Wannen: 
bad koſtet 50 Pfennige. An ſolchen 
Leiſtungen der produktiven Selbſt 
verwaltung und der praktiſchen 
Gleichheit aller Bürger werden die 
kommenden Kommunalwahlen ſich 
entſcheiden⸗ Breuer. 
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Die neue Jahrtauſendbrücke in Brandenburg a. / H. 
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URAN. 


Bei Erkältungskrankheiten, sgema, vit, Js, 


Nerven⸗ und Kopfſchmerzen, haben ſich Tagal⸗Tabletten hervorragend 
bewährt. Lt. notarieller Beſtätig. anerkennen über 5000 Aerzte die hervor⸗ 
ragende Wirkung des Tagol. In mehreren hundert ärztlichen Berichten 


Deutsche 
kauft nur 


deutschen Honig eppiche 11 2 


10 Pfd. Schleuder - 
honig fr. Emb. frei, 
für 14 Mk. versendet 
E B E RME ME R 
Unterbissingen (Bay.) 


Sprechapparate 
Dis 15 Alneklung, er 2. 
sofort bemusterte Offerte, 
Versand nach auswärts frachtfrei. 


Deutsche Teppich-Vertriebs Ges m. b. ll. 
Berlin W.8. Kronenstr. 66/67. 


Beamte 8% Rabatt. 


wird neben prompter Wirkung beſonders die Unſchädlichkeit hervorgehoben! 

Tagol kann daher mit vollem Vertrauen t genommen werden. Ein Verſuch 

überzeugt! Fragen Sie Ihren Arzt. In allen Apotheken. RM. 1.40. 
0,46 Chin. 12,6 Lith, 74,3 Acid. acet. sal. ad 100 Amyl. 
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Matratzen 


Abessinierbrunnen Beitstellen, Polster 


Auswahlhefte jeder Art mit sehr billigen Preisen 


Pi Preisliste u t. stehen ernsthaften Sammlern gern zur Verfügung. 
an lador JOH. NIC. 1 Bestellen Sie meine Aus wahlhef te. 
len. Manschet- Coburg 15 S. W. Hess, Frankfurt a. M., Goethestraße 2. 


ten u. Klappen 
sow. sämtliche 


Ersatzteile, für 22 
gie, eee N e1 


passend, sofort 


lieferbar. NI 1 ER weil gut und billig nur bei 
ch- 
es Anzahlung gegen Illustrierte Preisliste gratis. schrift mit wert- wW 1 In É er £ e 1 d * 
bequeme Monaisraien EI voll. Mitteilungen Große Frankfurter Str. Nr. 29. 
i A. Schepmann, Pumpen- | „Die Post“ Berlin N 18 Haltestelle: Andreasstraße. 


E. & C. HARTHOPF fabrik, Berlin N 300, Ohaus- 
Meridigaiu- Solingen 44 seestraße 88 
5 È 
1. Silberwaren 
? Gegründer 3835. 
Katalog gratisu.franko, 


Friedrichstraße 131d 


Zeilgemässe Möbel 


zu unerhörtbilligen Preisen 


Haus Louise Schönfeld 
bei Sandau (Elbe) über 
Schönhausen. Neuzeit- 
lich einger. Haushal- 
Die erzgeb.Pianofabrik H.Graf Wan in herrl. 


liefert ihre 9 Med. ausge- g. bietet 10 jg. nur im 

zelchn. Pianos direkt an Beamte. mi lden d 51 größten Möbelhaus 
Heister Instrumente g2: tanv be des 

ene Sonder eee | | Sch dn eee Südostens 

infor, gans geringe Monatsrat 5 Moritz Hirschomwitz, 

H. Graf, Augnstusburgi.Erzg. Vorsteh„staatl.geprüft, Skalitzer Str. 25 Andreasstr. 30 


Prosp. geg. Rückporto. 


Hochbahn Kottbusser Tor Nähe Markthalle 


Wir vermieten 


voraussichtlich 
zum 11, l. 12. 0, 


1½2-2½ Zimmer- 
wohnungen 


in: 


Berlin-Reinickendorf 
Pankower Allee 


1 or e 
1000 Ds entea e kon 
eo — 


00 en 2 


Auskunft: 
Vermietungsbüro der Deutschen 
Gesellschaft zur Förderung des 
Wohnungsbaues, Gemeinnützige 
Aktien-Ges, Berlin-Schöneberg, 
Innsbrucker Straße 31% 


Fernruf: Stephan 5521-23 


Kkefirs- u. Geschäftsanzeigen 
haben im „HKeimatdienst" 
durchschfagenden Erfolg! 
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hat seinen Bezugspreis seit I. Januar 1926 nicht erhöht. 


Trotzdem inzwischen 

die Papierpreise .. um 80 Prozent 

die Druckpreise... um 25 Prozeni 

die Versandkosten um 50 Prozent 
also die reinen Herstellungskosten um ca. 60 Prozent gestiegen sind. Dazu kommt eine 
wesentliche Bereicherung des Inhalts, sowohl des Textes als auch der Bilder. 
Der Verlag sieht sich also vor die Notwendigkeit gestellt, den Bezugspreis den heutigen 
Gestehungskosten anzugleichen. 


Ab 1. Oktober 1929 erhöhen wir den Bezugspreis 


von 21.25 RM auf 1.80 RM für 1 Vierteljahr 
von 5.00 RM auf T. 20 RM für 1 Jahr 
Das Einzelesemplar kostet 0.40 RM 


Wir hoffen zuversichtlich, daß diese Erhöhung allgemein als gerechtfertigt anerkannt 
und getragen wird. 


Die Leistungsfähigkeit einer Zeitschrift steigt mit der Bezieherzahl. Darum bitten wir unsere Leser 
und Freunde für uns werbend tätig zu sein. Benutzen Sie den beigefügten Bestellschein, um uns 
Adressen aufzugeben, an die wir 


Ich bitte Probenummern der Zeitschrift 


Probenummern reale 
unverbindlich mit Bezugnahme auf mich an nachstehende 
— r...... ̃ĩͤ Sucnn. E 
Adressen zu senden. 


senden sollen. 


Bevorzugen Sie die 


Inserenten 


des Heimatdienstes bei Ihren Anschaffungen. 


Zentralverias GmbH, Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 
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@Kugelkäse @ 


rot, . Zune 2025 Abfall 
2 Kgl. = 9 P) g 
200 Harzkäse ... 4,89 2 5 
100 dto. u. 1 Kgl. 4,30 82 
K. Seibold, Nortori (Holstein) Nr.507 


— m — 
S Möbel 
Kamerling, Berlin N/H. 
Kastanienallee 56. Ged, 
Speiz., eleg. Schlafz., vorn. 
Herrenz., aparte Küchen, 
Riesenauswahl, Spottbillig, 
Zahlungserleichterung. 


Nur Blas 


Komplettes Küchenbesleck 


6 Esslöffel 

6 Essgabeln 

6 Katffeelöffel 

6 Tafelmesser 

1 Brotmesser 

1 Küchenmesser 

1 Messerschärfer 

1 ff. Besteckkorb 
Löffel u. Gabel fein 
pollerter Martinstahl, 
verziert m. silberähn- 
lichem Glanz, Messer 
Ia Stahl, 28 Gegen- 
stände nur M. 5.— u. 
Porto geg. Nachn. Ga- 
rantie, Zurücknahme. 
Katalog unserer Wa- 
ren gratis u. franko. 


Stahlwaren-Fabr. u. Versandhaus 


E. von den Steinen & Cle. 
Wald-Solingen 39 
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D ORED 
Moselweln . . ? 
dann nur von der Quelle! 
Welnkellerel Schmitgen 
Berncastel 60 (Mosel) 


Laufende Anerkennungen! 
Teilzahlung! 
Gelegenheitskauf ! 
1928er MaringerSchwarzlay 
a. Fl. 1,25, 1928er Bern- 
casteler Held a. FI 1,45, 
als Restposten, spritziger 
u. bekömml. Moselweine 
I. Kisten m. 15, 25, 30 u. 
50 Fl. Glas u. Kiste leih- 
weise oder 0,20 p. Fl., 
ferner: Rotwein, 1,25 / Bow- 
lenwein 1,—. Sof. bestellen 
und Preislisten verlangen! 


S D 


„Feine 
Rhein-Weine 
nur direkt von 
Erich Mäller 
Welnbau u. Welnkellerel 
Nierstein a. Rhein 
(Inh. d. F. Weingut 
Geschw. Strub). 


. 


10 wertvolle Bücher 


twortli d ebattionellen Teil gema reſſegeſetz: Miniſterialrat Dr. Strahl, 
3 a fet ARR ER Beilagenpreiſe und ſonſtige 


i : Di -Höhe k. 
Anzeigenpreis: Die Ggeſpaltene mm- Höhe ko Alle iia af 8 8 1 


annahme: Dr. Walter Setzefand Annoncen Expedition, Berlin SW 48, 


für men nur 13 Mark, 


ſahlbar auch 3 N 
in Monatsraten von m 


In der bekannten afis⸗Ausgabe 
erſchienen ſoeben in Ganzleinen gebunden, 
hergeſtellt auf tadelloſem Papier: 


Meyer, Jürg Jenatſch. 252 Seiten 
Meyer, Ver Schuß von der Kanzel — Die 
Hochzeit des Mönchs. 252 Seiten 
Sontane, Irrungen, Wirrungen. 250 Seiten 
Witkowski, Richard Wagner in Paris. 309 S. 
Büchner, Sämtliche Dichtungen, 251 Seiten 
Zuöwig, eg ia Himmel und Erde. 249 ©. 
Balzac, Die Frau von dreißig Jahren. 252 S. 
Abbé Prévoſt, Manon Lescaut. 253 Seiten 
NHanfen, Eine glückliche Ehe. 247 Seiten 
Johannes v. Jenſen, Dolores. 253 Seiten 


Jeder Band kann einzeln zum Preiſe von 
1.30 Mark bezogen werden. — Die 5 — 
erfolgt auch bei Teilzahlung porto- un 
verpackungsfrei 

EUREN TUNER 


Deutſche BeamtensBuhhandlung 


Anſtalt des Deutſchen Beamten⸗Wirtſchaftsbundes 

„Ich beſtelle bei der Deutſchen 
Beſtell ein: Beamten⸗Buchhandlung, Bud- 
vertrieb des r riftenverlages G. m. b. H., 
Berlin SW 48, Friedrichſtraße 240/41, Abteilung H, 
Bergmann Nr. „ „Haſis⸗Bände“ zum Preiſe von 
egen Monatsraten 8 — der ganze 
g — die 1. Rate — folgt Heu den — folgt 
auf Poſtſcheckkonto der Deutſchen Beamken⸗ entralbank 
Berlin 8287 — folgt am ne. 

(Erfüllungsort: Berlin⸗Mitte) 


Name und Stand: 
Ort und Datum: 


Vereinigte 


Krankenversicherungs - Aktiengesellschait 


Aktienkapital 5 Mill, RM, 


(vorm. Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


Reserven über 4,Mill. RM: 


Versichertenbestand über 400 000 


Krankenversicherung mit Gewinnbetelligung! 
Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände! 


Vollständig freie Arztwahl! / Kein Krankenschein und keine 
Krankmeldung! / Keine ärztliche Untersuchung bel der Auf- 
nahme! / Hohe Leistungen bei Arzt-, Arznel-, Operatlons- 
und Krankenhauskosteni / Zahnbehandlung und Zahnersatz! 


Wochenhilfe! 


Hohes Sterbegeld! 


Bei Unfall sofort Anspruch 
auf die Leistungen! 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbind- 
lichkeit Prospekt und Aufnahmeschein durch 


OTTO MACK, Berlin 0 17, Am Ostbahnhoi 12 


D 
Im AHeimatdienst 
laufend inserieren, heißt: 


großen Geminn erzielen! 
D 


JsonderAngebot 


Bouclé- y Axminster-% Velour- 
Teppiche 8 Teppiche 8 Teppiche 
En. 2 en a 5 
„ 250x350 700 z 2050 7 96 285 14 

Kokos, bouclé, Brüs- 

Unikorke, Granit«, Jaspe= sei. Velour u. Tour- 

Moire. Tisch- und Inlaid - nay-Auslegewart u. 

LINOLEUM TREPPENLAUFER 
Stragala, Druck und Inlaid Tischdecken von RM7.— an 
Läufer. Vorlagen u. Teppiche Divandecken von . 17.— an 


EPPICH 


OSE 


Gegründet 1899 Berlin-Potsdamer Str. 14- NahePotsd. Platz 


Bei Barzahlung 7 0% Kasse-Rabatt auf Originalpreise, 
ausgenommen Linoleum- und Marken- Artikel 


Flnstes Talol- 
Pflaumenmus 


wohlschmeckend u. gesund, 
garantiert rein, mit Zucker 
eingekocht. 10 Pfd.-Eimer, 
Postkolli 3,75 M., 25 Pfd. 
Bahnkolli 8,50. M., Fässer 
mit 35—140 Pfd. à Pfd. 
0,84 M., Vierfruchtmarme- 
lade, f. Qual., 10 Pfd.-Eimer 
5,50 M., ff. Rübensaft, beste 
Qualität, 10 Pfd.-Dose3,15M, 
Preise ab hier, gegen Nachn, 


HEINR. ECKSTEIN Kon- 
servenfab./MagdeburgN.450 


Nur Zivil-und Staatsbeamten 


liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik 


Oberbetten 


Unterbetten, Plümeaux 
und Kissen, Betttedern 
und Daunen 
streng diskret, gegen 9 Monate Ziel, ohne 
Anzahlung und monatliche Ratenzahlung. 
Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 
Minderwertige Ware 
führen wir nieht. 
Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 400000 Kunden in mehr als 
100 rten. 
2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter ne 5 
ai 


3. Viele Kunden schreiben, 
solch gute Betten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nicht 
zu kaufen sind. 


Gebr. Passmann A.-G. 
Kölln 149, Trierer Straße 13. 


Größtes Spezialgeschäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde, 


„Berlin. — Für den Anzeigenteil: Walter Schmiedicke, Berlin SID 48. — 
Inſertionsbedingungen laut Tarif der Anzeigenverwaltung. — Alleinige Anzeigen · 
Gffſetdruck: W. Bürenflein, Berlin SW 48. 299 


